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Allgemeine Geschäftsbedingungen
Grundregeln für die Beziehung zwischen Kunde und Bank
1. Geltungsbereich und Änderungen dieser Ge-schäftsbedingungen und der Sonderbedingungen für einzelne Geschäftsbeziehungen
(1) Geltungsbereich
Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten für die gesamte Geschäftsverbindung zwischen dem Kunden und der Commerzbank AG, Filiale Luxemburg (nachstehend „Bank“). Die gesamte Geschäftsbeziehung zwischen dem Kunden und der Bank stellt einen Rahmenvertrag im Sinne des Gesetzes vom 10. November 2009 dar. Daneben gelten für einzelne Geschäftsbeziehungen Sonder-bedingungen, die Abweichungen oder Ergänzungen zu diesen Allgemeinen Geschäftsbedingungen enthalten; sie werden bei der Kontoeröffnung oder bei Erteilung eines Auftrags mit dem Kunden vereinbart.
(2) Änderungen
Änderungen dieser Geschäftsbedingungen und der Sonderbedingungen werden dem Kunden spätestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Kunde mit der Bank im Rahmen der Geschäftsbeziehung einen elektronischen Kommunikationsweg vereinbart (z. B. das E-Banking), können die Änderungen auch auf diesem Wege angeboten werden. Die Zustimmung des Kunden gilt als erteilt, wenn er seine Ablehnung nicht vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen angezeigt hat. Auf diese Genehmigungs-wirkung wird ihn die Bank in ihrem Angebot besonders hinweisen.
Werden dem Kunden Änderungen von Bedingungen zu Zahlungsdiensten (z. B. Überweisungsbedingungen) ange-boten, kann er den von der Änderung betroffenen Zahlungsdiensterahmenvertrag vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen auch fristlos und kostenfrei kündigen. Auf dieses Kündigungs-recht wird ihn die Bank in ihrem Angebot besonders hinweisen.
2. Bankgeheimnis, Bankauskunft, Datenverarbeitung
(1) Bankgeheimnis
Die Bank ist im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen des Großherzogtums Luxemburg zur Verschwiegenheit über alle kundenbezogenen Tatsachen und Wertungen verpflichtet, von denen sie Kenntnis erlangt (Bank-geheimnis).
(2) Bankauskunft
Eine Bankauskunft enthält allgemein gehaltene Fest-stellungen und Bemerkungen über die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kunden, seine Kreditwürdigkeit und Zahlungsfähigkeit; betragsmäßige Angaben über Konto-stände, Depot oder sonstige der Bank anvertraute Vermögenswerte sowie Angaben über die Höhe von Kreditinanspruchnahmen werden nicht gemacht.
(3) Voraussetzungen für die Erteilung einer Auskunft
Bankauskünfte erteilt die Bank nur dann, wenn der Kunde generell oder im Einzelfall ausdrücklich zugestimmt hat. Eine Bankauskunft wird nur erteilt, wenn der Anfragende ein berechtigtes Interesse an der gewünschten Auskunft glaubhaft dargelegt hat und kein Grund zu der Annahme
besteht, dass schutzwürdige Belange des Kunden der Auskunftserteilung entgegenstehen.
(4) Empfänger von Bankauskünften
Bankauskünfte erteilt die Bank nur eigenen Kunden sowie anderen Kreditinstituten für deren Zwecke oder die ihrer Kunden.
(5) Datenschutz, persönliche Daten
Der Kunde ermächtigt die Bank bestimmte, ihn betreffende persönliche Daten in Form von Dateien zu sammeln, zu speichern und zu verarbeiten. Der Kunde ist ermächtigt, nach freiem Ermessen die Mitteilung ihn betreffender persönlicher Daten an die Bank und infolgedessen Verarbeitung dieser Daten durch die Bank zu verweigern. In diesem Fall kann die Bank die Aufnahme oder die Fortsetzung der Geschäftsverbindung verweigern. Die Daten werden von der Bank ausschließlich benutzt, um Verpflichtungen nachzukommen und die vom Kunden gewünschten Dienstleistungen zu erbringen. Die Bank erfragt nur die Angaben, die zur Erfüllung Ihrer Kundendienstleistungen nötig sind. Der Kunde ist berechtigt, gegen die beabsichtigte Verarbeitung der ihn betreffenden Daten für Zwecke der Direktwerbung Einspruch einzulegen.
Der Kunde ermächtigt die Bank, ihn betreffende persön-liche Kontodaten in Einheiten des Commerzbank Konzerns innerhalb der EU verarbeiten zu lassen.
Im Überweisungsverkehr werden persönliche Daten durch die Bank und spezialisierte Gesellschaften wie z. B. SWIFT (Society for Worldwide Interbank Financial Telecommuni-cation) verarbeitet. Die Bearbeitung und Übermittlung von Daten kann auch durch Datenverarbeitungszentren in anderen europäischen Ländern und in den USA erfolgen. Sie unterliegen dann dortigem, lokalen Recht. Somit können auch Behörden der USA im Rahmen der Terrorismusbekämpfung Zugang zu Daten verlangen, die in solchen Verarbeitungszentren vorgehalten werden. Mit Abgabe eines Überweisungs- oder anderen Auftrages erteilt der Kunde seine Ermächtigung, dass sämtliche Daten und Informationen, die zur ordnungsgemäßen Auftragsausführung benötigt werden, auch außerhalb Luxemburgs verarbeitet werden können. Der Kunde kann einen Auszug der ihn betreffenden Daten verlangen und notwendige Ergänzungen vornehmen lassen, falls die Daten inkorrekt sind. Die Daten werden während der gesetzlich auferlegten Aufbewahrungsfrist bei der Bank aufbewahrt.
3. Haftung der Bank; Mitverschulden des Kunden
(1) Haftungsgrundsätze
Die Bank haftet bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen für jedes Verschulden ihrer Mitarbeiter und der Personen, die sie zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen hinzuzieht. Soweit die Sonderbedingungen für einzelne Geschäfts-beziehungen oder sonstige Vereinbarungen etwas Abweichendes regeln, gehen diese Regelungen vor. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten (zum Beispiel durch Verletzung der in Nr. 13 dieser Geschäftsbe-dingungen aufgeführten Mitwirkungspflichten) zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.
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(2) Weitergeleitete Aufträge
Wenn ein Auftrag seinem Inhalt nach typischerweise in der Form ausgeführt wird, dass die Bank einen Dritten mit derweiteren Erledigung betraut, erfüllt die Bank den Auftrag dadurch, dass sie ihn im eigenen Namen an den Dritten weiterleitet (weitergeleiteter Auftrag). Dies betrifft zum Beispiel die Einholung von Bankauskünften bei anderen Kreditinstituten oder die Verwahrung und Verwaltung von Wertpapieren im Ausland. In diesen Fällen beschränkt sich die Haftung der Bank auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung des Dritten.
(3) Störung des Betriebs
Die Bank haftet nicht für Schäden, die durch höhere Gewalt, Aufruhr, Kriegs- und Naturereignisse oder durch sonstige von ihr nicht zu vertretende Vorkommnisse (zum Beispiel Streik, Aussperrung, Verkehrsstörung, Verfü-gungen von hoher Hand im In- oder Ausland) eintreten.
4. Konteneinheit; Aufrechnungsbefugnis
(1) Konteneinheit
Sämtliche Konten und Depots eines Kunden (auch solche in unterschiedlicher Währung oder mit unterschiedlichen Bestimmungen und Bedingungen) bilden tatsächlich und rechtlich nur Teile eines einheitlichen Kontokorrents, dessen Saldo erst nach Umrechnung aller Salden in die mit dem Kunden vereinbarte Basiswährung zum Tageskurs beim Rechnungsabschluss festgestellt wird. Für Zinsen, Entgelte und Auslagen gelten die Bedingungen des jeweiligen Einzelkontos / -depots.
(2) Aufrechnungsbefugnis der Bank
Kann die Bank aus wichtigem Grund kündigen (Nr. 21 Absatz 3), ist sie ungeachtet der Bestimmungen von Nr. 4 Absatz 1 dieser Geschäftsbedingungen berechtigt, ohne vorherige Anzeige oder Mahnung gegen Forderungen (z. B. Guthaben) des Kunden, auch wenn diese noch nicht fällig sind, mit eigenen Forderungen aufzurechnen.
(3) Grenzen der Aufrechnungsbefugnis des Kunden
Der Kunde kann gegen Forderungen der Bank nur aufrechnen, wenn seine Forderungen unbestritten oder rechtskräftig festgestellt sind.
(4) Konnexität der Geschäftsvorfälle
Bank und Kunde sind sich darin einig, dass alle Verpflichtungen der Bank gegenüber dem Kunden sowie des Kunden gegenüber der Bank im Rahmen der bankmäßigen Geschäftsverbindung ein zusammen-hängendes Rechtsverhältnis bilden (Konnexität). Bank und Kunde sind somit berechtigt, die Erfüllung ihrer Verpflichtungen solange zu verweigern, bis die jeweils andere Partei die ihr obliegenden Verpflichtungen erfüllt hat.
5. Verfügungsberechtigung nach dem Tod des Kunden
Nach dem Tod des Kunden kann die Bank zur Klärung der Verfügungsberechtigung die Vorlegung eines Erbscheins, eines Testamentsvollstreckerzeugnisses oder weiterer hierfür notwendiger Unterlagen verlangen; fremdsprachige Urkunden sind auf Verlangen der Bank in deutscher Übersetzung vorzulegen. Die Bank kann auf die Vorlage eines Erbscheins oder eines Testamentsvollstreckerzeug-nisses verzichten, wenn ihr eine Ausfertigung oder eine be-glaubigte Abschrift der letztwilligen Verfügung (Testament,
Erbvertrag) nebst zugehöriger Eröffnungsniederschrift vorgelegt wird. Die Bank darf denjenigen, der darin als Erbe oder Testamentsvollstrecker bezeichnet ist, als Berechtig-ten ansehen, ihn verfügen lassen und insbesondere mit befreiender Wirkung an ihn leisten. Dies gilt nicht, wenn der Bank bekannt ist, dass der dort Genannte (zum Beispiel nach Anfechtung oder wegen Nichtigkeit des Testaments) nicht verfügungsberechtigt ist, oder wenn ihr dies infolge Fahrlässigkeit nicht bekannt geworden ist.
6. Beweismittel, Beweisführung
Der Kunde und die Bank vereinbaren ausdrücklich, dass – ungeachtet der Bestimmungen des Artikels 1341 des Code Civil – die Bank ihre Angaben, soweit notwendig oder zweckmäßig, durch alle in Handelssachen zulässigen Mittel, wie Zeugenaussagen oder eidesstattliche Versiche-rungen, nachweisen kann. Auf Mikrofiche, auf Mikrofilm oder elektronisch gespeicherte Daten, welche von der Bank auf Basis von Originaldokumenten gespeichert wurden, haben denselben Beweiswert wie schriftliche Unterlagen.
7. Maßgebliches Recht; Gerichtsstand
(1) Geltung luxemburgischen Rechts
Für die Geschäftsverbindung zwischen dem Kunden und der Bank gilt luxemburgisches Recht, sofern nicht etwas anderes ausdrücklich vereinbart wurde.
(2) Gerichtsstand
Die Bank kann den Kunden an dem für die kontoführende Stelle zuständigen Gericht oder bei einem anderen zuständigen Gericht verklagen. Die Bank selbst kann nur an dem für die kontoführende Stelle zuständigen Gericht verklagt werden.
(3) Salvatorische Klausel
Von der Unwirksamkeit einer der Klauseln dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen werden die übrigen Klauseln nicht berührt.
8. Auftragserteilung und Aufzeichnung von Telefon-gesprächen
Bei telefonisch, telegrafisch, drahtlos, fernschriftlich oder auf entsprechenden anderen technischen Wegen erteilten Aufträgen sowie bei nicht unterschriebenen, unklaren oder widersprüchlichen Aufträgen behält sich die Bank die unverzügliche Einholung einer Bestätigung vor Auftrags-ausführung vor. Insbesondere die Übermittlung von elektro-nischen Nachrichten über das Internet ist kein förmlicher Kommunikationsweg. Sofern nicht ausdrücklich anders schriftlich vereinbart, behält es sich die Bank vor, E-Mails keine rechtliche Wirkung beizumessen und entsprechende Aufträge nicht auszuführen.
Der Kunde ist damit einverstanden, dass die Bank die mit ihm geführten Telefongespräche aufzeichnet und für eine Frist von maximal 2 Jahren aufbewahrt. Diese Aufzeich-nungen haben im Streitfall die gleiche Beweiskraft wie ein Schriftstück und dienen zu Nachweiszwecken über die Inhalte der Telefongespräche bei entsprechenden Beschwerdeangelegenheiten oder sonstigen Streitfällen.
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Kontoführung
9. Rechnungsabschlüsse bei Kontokorrentkonten(Konten in laufender Rechnung)
(1) Erteilung der Rechnungsabschlüsse
Die Bank erteilt bei Kontokorrentkonten einschließlich des in Nr. 4 Absatz 1 dieser Geschäftsbedingungen verein-barten Kontokorrents, sofern nicht etwas anderes verein-bart ist, jeweils zum Ende eines Kalenderjahres Rechnungsabschlüsse; dabei werden die seit dem letzten Rechnungsabschluss entstandenen beiderseitigen An-sprüche (einschließlich der Zinsen und Entgelte der Bank) verrechnet. Die Bank kann auf den Saldo, der sich aus der Verrechnung ergibt, nach Nr. 14 dieser Geschäfts-bedingungen oder der mit dem Kunden anderweitig getroffenen Vereinbarung Zinsen berechnen.
(2) Frist für Einwendungen; Genehmigung durch Schweigen
Einwendungen wegen Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit eines Rechnungsabschlusses hat der Kunde spätestens innerhalb eines Monats nach dessen Zugang zu erheben; macht er seine Einwendungen schriftlich geltend, genügt die Absendung innerhalb der Monatsfrist. Das Unterlassen rechtzeitiger Einwendungen gilt als Genehmigung. Auf diese Folge wird die Bank bei Erteilung des Rechnungs-abschlusses besonders hinweisen. Der Kunde kann auch nach Fristablauf eine Berichtigung des Rechnungs-abschlusses verlangen, muss dann aber beweisen, dass zu Unrecht sein Konto belastet oder eine ihm zustehende Gutschrift nicht erteilt wurde.
10. Storno- und Berichtigungsbuchungen der Bank
(1) Vor Rechnungsabschluss
Fehlerhafte Gutschriften auf Kontokorrentkonten (zum Beispiel infolge einer falschen Kontonummer) darf die Bank bis zum nächsten Rechnungsabschluss durch eine Belastungsbuchung rückgängig machen, soweit ihr ein Rückzahlungsanspruch gegen den Kunden zusteht; der Kunde kann in diesem Fall gegen die Belastungsbuchung nicht einwenden, dass er in Höhe der Gutschrift bereits verfügt hat (Stornobuchung).
(2) Nach Rechnungsabschluss
Stellt die Bank eine fehlerhafte Gutschrift erst nach einem Rechnungsabschluss fest und steht ihr ein Rückzahlungs-anspruch gegen den Kunden zu, so wird sie in Höhe ihres Anspruchs sein Konto belasten (Berichtigungsbuchung). Erhebt der Kunde gegen die Berichtigungsbuchung Einwendungen, so wird die Bank den Betrag dem Konto wieder gutschreiben und ihren Rückzahlungsanspruch gesondert geltend machen.
(3) Information des Kunden
Über Storno und Berichtigungsbuchungen wird die Bank den Kunden unverzüglich unterrichten.
11. Einzugsaufträge und Bargeschäfte
(1) Erteilung von Vorbehaltsgutschriften bei der Ein-reichung
Schreibt die Bank den Gegenwert von Schecks und Last-schriften schon vor ihrer Einlösung gut, geschieht dies unter dem Vorbehalt ihrer Einlösung, und zwar auch dann, wenn diese Papiere bei der Bank selbst zahlbar sind. Reicht der Kunde andere Papiere mit dem Auftrag ein, von einem Zahlungspflichtigen einen Forderungsbetrag zu beschaffen (zum Beispiel Zinsscheine), und erteilt die Bank über den Betrag eine Gutschrift, so steht diese unter dem Vorbehalt, dass die Bank den Betrag erhält. Der Vorbehalt gilt auch dann, wenn die Papiere bei der Bank selbst zahlbar sind. Werden Schecks und Lastschriften nicht eingelöst oder erhält die Bank den Betrag aus dem Einzugsauftrag nicht, macht die Bank die Vorbehalts-gutschrift rückgängig. Dies geschieht unabhängig davon, ob in der Zwischenzeit ein Rechnungsabschluss erteilt wurde.
(2) Einlösung von Schecks und Lastschriften
Lastschriften und Schecks sind eingelöst, wenn die Belastungsbuchung nicht spätestens am zweiten Bank-arbeitstag nach ihrer Vornahme rückgängig gemacht wird. Barschecks sind bereits mit Zahlung an den Scheck-vorleger eingelöst. Schecks sind auch schon dann eingelöst, wenn die Bank im Einzelfall eine Bezahltmeldung absendet. Lastschriften und Schecks, die über die zuständige Abrechnungsstelle vorgelegt wurden, sind eingelöst, wenn sie nicht bis zu dem von der Abrechnungs-stelle festgesetzten Zeitpunkt an diese zurückgegeben werden.
(3) Bareinzahlungen und Barauszahlungen
Bareinzahlungen und Barauszahlungen sind nicht möglich.
12. Fremdwährungsgeschäfte und Risiken bei Fremdwährungskonten
(1) Auftragsausführung bei Fremdwährungskonten
Fremdwährungskonten des Kunden dienen dazu, Zahlungen an den Kunden und Verfügungen des Kunden in fremder Währung bargeldlos abzuwickeln. Verfügungen über Guthaben auf Fremdwährungskonten (zum Beispiel durch Überweisungsaufträge zu Lasten des Fremd-währungsguthabens) werden unter Einschaltung von Banken im Heimatland der Währung abgewickelt, wenn sie die Bank nicht vollständig innerhalb des eigenen Hauses ausführt.
(2) Gutschriften bei Fremdwährungsgeschäften mit dem Kunden
Schließt die Bank mit dem Kunden ein Geschäft (zum Beispiel ein Devisentermingeschäft) ab, aus dem sie die Verschaffung eines Betrages in fremder Währung schuldet, wird sie ihre Fremdwährungsverbindlichkeit durch Gutschrift auf dem Konto des Kunden in dieser Währung erfüllen, sofern nicht etwas anderes vereinbart ist.
(3) Vorübergehende Beschränkung der Leistung durch die Bank
Die Verpflichtung der Bank zur Ausführung einer Verfügung zu Lasten eines Fremdwährungsguthabens (Absatz 1) oder zur Erfüllung einer Fremdwährungsverbindlichkeit (Absatz 2) ist in dem Umfang und solange ausgesetzt, wie die Bank in der Währung, auf die das Fremdwährungsguthaben oder die Verbindlichkeit lautet, wegen politisch bedingter Maßnahmen oder Ereignisse im Lande dieser Währung nicht oder nur eingeschränkt verfügen kann. In dem Umfang und solange diese Maßnahme oder Ereignisse 
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andauern, ist die Bank auch nicht zu einer Erfüllung an einem anderen Ort außerhalb des Landes der Währung, in einer anderen Währung (auch nicht in Euro oder in der mit dem Kunden vereinbarten Basiswährung) oder durch Anschaffung von Bargeld verpflichtet. Die Verpflichtung der Bank zur Ausführung einer Verfügung zu Lasten eines Fremdwährungsguthabens ist dagegen nicht ausgesetzt, wenn sie die Bank vollständig im eigenen Haus ausführen kann. Das Recht des Kunden und der Bank, fällige gegenseitige Forderungen in derselben Währung miteinander zu verrechnen, bleibt von den vorstehenden Regelungen unberührt.
(4) Bestimmung des Wechselkurses
Die Bestimmung des Wechselkurses bei Fremdwährungs-geschäften ergibt sich aus der Übersicht der Leistungsent-gelte. Bei Zahlungsdiensten gilt ergänzend der Zahlungs-diensterahmenvertrag sowie die Sonderbedingungen für Zahlungsdienste.
Mitwirkungspflichten des Kunden
13. Mitwirkungspflichten des Kunden
(1) Mitteilung von Änderungen
Zur ordnungsgemäßen Abwicklung des Geschäftsverkehrs ist es erforderlich, dass der Kunde der Bank die erforderlichen Legitimationsdaten sowie Änderungen seines Namens und seiner Anschrift sowie das Erlöschen oder die Änderung einer gegenüber der Bank erteilten Vertretungsmacht (insbesondere einer Vollmacht) unver-züglich und aus Beweisgründen schriftlich mitteilt. Diese Mitteilungspflicht besteht auch dann, wenn die Vertretungs-macht in ein öffentliches Register (zum Beispiel in das Handelsregister) eingetragen ist und ihr Erlöschen oder ihre Änderung in dieses Register eingetragen wird. Darüber hinaus können sich weitergehende gesetzliche Mitteilungs-pflichten, insbesondere aus dem Geldwäschegesetz, ergeben. Vorstehende Verpflichtungen des Kunden gelten entsprechend für Vertretungsberechtigte und wirtschaftlich Berechtigte.
(2) Folge fehlender Legitimationsnachweise
Kommt der Kunde seiner diesbezüglichen Legitimations-pflicht gemäß Ziffer 13 (1) nicht nach, ist die Bank berechtigt, Verfügungen über erhaltene Vermögenswerte nicht zuzulassen und die Geschäftsverbindung aus wichtigem Grunde zu kündigen.
(3) Klarheit von Aufträgen
Aufträge müssen ihren Inhalt zweifelsfrei erkennen lassen. Nicht eindeutig formulierte Aufträge können Rückfragen zur Folge haben, die zu Verzögerungen führen können. Vor allem hat der Kunde bei Aufträgen die Richtigkeit und Vollständigkeit seiner Angaben, insbesondere der angegebenen Kontonummer und Bankleitzahl oder Internationale Bankkontonummer (IBAN) und Bank-Identifizierungs-Code (BIC) sowie der Währung zu achten. Änderungen, Bestätigungen oder Wiederholungen von Aufträgen müssen als solche gekennzeichnet sein.
(4) Besonderer Hinweis bei Eilbedürftigkeit der Ausführung eines Auftrags
Hält der Kunde bei der Ausführung eines Auftrags besondere Eile für nötig, hat er dies der Bank gesondert mitzuteilen. Bei formularmäßig erteilten Aufträgen muss dies außerhalb des Formulars erfolgen.
(5) Prüfung und Einwendungen bei Mitteilungen der Bank
Der Kunde hat Kontoauszüge, Wertpapierabrechnungen, Depot- und Erträgnisaufstellungen, sonstige Abrech-nungen, Anzeigen über die Ausführung von Aufträgen sowie Informationen über erwartete Zahlungen und Sendungen (Avise) auf ihre Richtigkeit und Vollständigkeit unverzüglich zu überprüfen und etwaige Einwendungen unverzüglich zu erheben.
(6) Benachrichtigung der Bank bei Ausbleiben von Mitteilungen
Falls Rechnungsabschlüsse und Depotaufstellungen dem Kunden nicht zugehen, muss er die Bank unverzüglich benachrichtigen. Die Benachrichtigungspflicht besteht auch beim Ausbleiben anderer Mitteilungen, deren Eingang der Kunde erwartet (Wertpapierabrechnungen, Kontoauszüge nach der Ausführung von Aufträgen des Kunden oder über Zahlungen, die der Kunde erwartet).
Kosten der Bankdienstleistungen
14. Zinsen, Entgelte und Auslagen
(1) Zinsen und Entgelte im Privatkundengeschäft
Die Höhe der Zinsen für die im Privatkundengeschäft üblichen Kredite ergibt sich aus der jeweiligen Kreditverein-barung mit dem Kunden. Die Höhe der Entgelte für die üblichen Leistungen ergibt sich aus der jeweils gültigen Übersicht der Leistungsentgelte, die dem Kunden auf Verlangen ausgehändigt wird. Wenn ein Kunde eine dort aufgeführte Leistung in Anspruch nimmt und dabei keine abweichende Vereinbarung getroffen wurde, gelten die zu diesem Zeitpunkt in der Übersicht der Leistungsentgelte angegebenen Entgelte. Für die Vergütung der darin nicht aufgeführten Leistungen, die im Auftrag des Kunden oder in dessen mutmaßlichem Interesse erbracht werden und die, nach den Umständen zu urteilen, nur gegen eine Vergü-tung zu erwarten sind, gelten, soweit keine andere Verein-barung getroffen wurde, die gesetzlichen Vorschriften.
(2) Zinsen und Entgelte außerhalb des Privatkunden-geschäftsAußerhalb des Privatkundengeschäfts bestimmt die Bank, sofern keine andere Vereinbarung getroffen wurde und gesetzliche Bestimmungen dem nicht entgegen stehen, die Höhe von Zinsen und Entgelten nach billigem Ermessen.
(3) Nicht entgeltfähige Leistung
Für eine Leistung, zu deren Erbringung die Bank kraft Gesetzes oder aufgrund einer vertraglichen Nebenpflicht verpflichtet ist oder die sie im eigenen Interesse wahrnimmt, wird die Bank kein Entgelt berechnen, es sei denn, es ist gesetzlich zulässig und wird nach Maßgabe der gesetzlichen Regelung erhoben.
(4) Änderung von Zinsen
Die Änderung der Zinsen bei Krediten mit einem veränderlichen Zinssatz erfolgt aufgrund der jeweiligen Kreditvereinbarungen mit dem Kunden. Die Bank wird dem Kunden Änderungen von Zinsen mitteilen. Bei einer Erhöhung kann der Kunde, sofern nichts anderes vereinbart ist, die davon betroffene Kreditvereinbarung innerhalb von sechs Wochen nach der Bekanntgabe der Änderung mit sofortiger Wirkung kündigen. Kündigt der Kunde, so werden die erhöhten Zinsen für die gekündigte Kreditvereinbarung nicht zugrunde gelegt. Die Bank wird zur Abwicklung eine angemessene Frist einräumen.
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(5) Änderung von Entgelten bei typischerweisedauerhaft in Anspruch genommenen Leistungen
Änderungen von Entgelten für solche Leistungen, die vom Kunden im Rahmen der Geschäftsverbindung typischer-weise dauerhaft in Anspruch genommen werden (zum Beispiel Konto- und Depotführung) werden dem Kunden spätestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Kunde mit der Bank im Rahmen der Geschäfts-beziehung einen elektronischen Kommunikationsweg vereinbart (z. B. das Online Banking), können die Ände-rungen auch auf diesem Wege angeboten werden. Die Zustimmung des Kunden gilt als erteilt, wenn er seine Ablehnung nicht vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderung angezeigt hat. Auf diese Genehmigungswirkung wird ihn die Bank in ihrem Angebot besonders hinweisen. Werden dem Kunden die Änderungen angeboten, kann er den von der Änderung betroffenen Vertrag vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen auch fristlos und kostenfrei kündigen. Auf dieses Kündigungsrecht wird ihn die Bank in ihrem Angebot besonders hinweisen. Kündigt der Kunde, wird das geänderte Entgelt für die gekündigte Geschäftsbeziehung nicht zugrunde gelegt.
(6) Auslagen
Die Bank ist berechtigt, dem Kunden Auslagen in Rechnung zu stellen, die anfallen, wenn die Bank in seinem Auftrag oder seinem mutmaßlichen Interesse tätig wird (insbesondere für Ferngespräche, Porti, Nachforschungs-aufträge) oder wenn Sicherheiten bestellt, verwaltet, frei-gegeben oder verwertet werden (insbesondere Notar-kosten, Lagergelder, Kosten der Bewachung von Siche-rungsgut).
(7) Besonderheiten bei Verbraucherdarlehensverträgen und Zahlungsdiensteverträgen mit Verbrauchern für Zahlungen innerhalb des Europäischen Wirtschafts-raums (EWR in einer EWR-Währung)
Bei Verbraucherdarlehensverträgen und Zahlungsdienste-verträgen mit Verbrauchern für Zahlungen innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (zum Europäischen Wirtschaftsraum gehören derzeit: Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Island, Italien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland, Zypern) in einer EWR-Währung (zu den EWR-Währungen gehören derzeit: Euro, Britische Pfund Sterling, Bulgarische Lew, Dänische Krone, Estnische Krone, Isländische Krone, Lettische Lats, Schweizer Franken, Litauische Litas, Norwegische Krone, Polnische Zloty, Rumänische Leu, Schwedische Krone, Tschechische Krone, Ungarische Forint) richten sich die Zinsen und die Kosten (Entgelte, und Auslagen) nach den jeweiligen vertraglichen Vereinbarungen und Sonderbedingungen sowie ergänzend nach den gesetzlichen Vorschriften.
Sicherheiten für die Ansprüche der Bank gegen den Kunden
15. Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten
(1) Anspruch der Bank auf Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten
Die Bank kann für alle Ansprüche aus der bankmäßigen Geschäftsverbindung die Bestellung bankmäßiger Sicher-heiten verlangen, und zwar auch dann, wenn die Ansprüche bedingt sind (zum Beispiel Aufwendungs-ersatzanspruch wegen der Inanspruchnahme aus einer für den Kunden übernommenen Bürgschaft). Hat der Kunde gegenüber der Bank eine Haftung für Verbindlichkeiten eines anderen Kunden der Bank übernommen (zum Beispiel als Bürge), so besteht für die Bank ein Anspruch auf Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten im Hinblick auf die aus der Haftungsübernahme folgende Schuld jedoch erst ab ihrer Fälligkeit.
(2) Veränderungen des Risikos
Hat die Bank bei der Entstehung von Ansprüchen gegen den Kunden zunächst ganz oder teilweise davon abgesehen, die Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten zu verlangen, kann sie auch später noch eine Besicherung fordern. Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass Umstände eintreten oder bekannt werden, die eine erhöhte Risikobewertung der Ansprüche gegen den Kunden rechtfertigen. Dies kann insbesondere der Fall sein, wenn
• sich die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kunden nachteilig verändert haben oder sich zu verändern drohen, oder• sich die vorhandenen Sicherheiten wertmäßig ver-schlechtert haben oder zu verschlechtern drohen. Der Besicherungsanspruch der Bank besteht nicht, wenn ausdrücklich vereinbart ist, dass der Kunde keine oder ausschließlich im einzelnen benannte Sicherheiten zu bestellen hat.
(3) Fristsetzung für die Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten
Für die Bestellung oder Verstärkung der Sicherheiten wird die Bank eine angemessene Frist einräumen. Beabsichtigt die Bank, von ihrem Recht zur fristlosen Kündigung nach Nr. 21 Absatz 3 dieser Geschäftsbedingungen Gebrauch zu machen, falls der Kunde seiner Verpflichtung zur Bestellung oder Verstärkung der Sicherheiten nicht fristgerecht nachkommt, wird sie ihn zuvor hierauf hinweisen.
16. Vereinbarung eines Pfandrechts zugunsten der Bank
(1) Einigung über das Pfandrecht
Der Kunde und die Bank sind sich darüber einig, dass die Bank ein Pfandrecht an den Wertpapieren und Sachen des Kunden erwirbt, an denen die Bank im bankmäßigen Geschäftsverkehr Besitz erlangt oder noch erlangen wird. Die Bank erwirbt ein Pfandrecht auch an den Ansprüchen, die vom Kunden gegen die Bank aus der bankmäßigen Geschäftsverbindung zustehen oder künftig zustehen werden (z. B. Kontoguthaben). Der Kunde und die Bank sind sich darüber einig, dass das im Namen des Kunden eröffnete Depot, auf dem Edelmetalle verbucht sind, ein zu diesem Zwecke eingerichtetes Sonderdepot darstellt.
(2) Gesicherte Ansprüche
Das Pfandrecht dient der Sicherung aller bestehenden, künftigen und bedingten Ansprüche, die der Bank aus der bankmäßigen Geschäftsverbindung gegen den Kunden
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zustehen. Hat der Kunde gegenüber der Bank eine Haftung für Verbindlichkeiten eines anderen Kunden der Bank übernommen (zum Beispiel als Bürge), so sichert das Pfandrecht die aus der Haftungsübernahme folgende Schuld jedoch erst ab ihrer Fälligkeit.
(3) Ausnahmen vom Pfandrecht
Das Pfandrecht erstreckt sich nicht auf die vom Mehrheitsaktionär der Bank selbst ausgegebenen Aktien (eigene Aktien). Dasselbe gilt für die von der Bank oder deren Mehrheitsaktionär selbst ausgegebenen eigenen Genussrechte / Genussscheine und die verbrieften und nicht verbrieften nachrangigen Verbindlichkeiten der Bank oder deren Mehrheitsaktionärs.
(4) Zins- und Gewinnanteilscheine
Unterliegen dem Pfandrecht der Bank Wertpapiere, ist der Kunde nicht berechtigt, die Herausgabe der zu diesen Papieren gehörenden Zins- und Gewinnanteilscheine zu verlangen.
17. Sicherungsrechte bei Einzugspapieren
(1) Sicherungsübereignung
Die Bank erwirbt an den ihr zum Einzug eingereichten Schecks im Zeitpunkt der Einreichung Sicherungseigentum.
(2) Sicherungsabtretung
Mit dem Erwerb des Eigentums an Schecks gehen auch die zugrunde liegenden Forderungen auf die Bank über.
(3) Gesicherte Ansprüche der Bank
Das Sicherungseigentum und die Sicherungsabtretung dienen der Sicherung aller Ansprüche, die der Bank gegen den Kunden bei Einreichung von Einzugspapieren aus seinen Kontokorrentkonten zustehen oder die infolge der Rückbelastung nicht eingelöster Einzugspapiere entstehen.
18. Begrenzung des Besicherungsanspruchs und Freigabeverpflichtung
(1) Deckungsgrenze
Die Bank kann ihren Anspruch auf Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten solange geltend machen, bis der realisierbare Wert aller Sicherheiten dem Gesamtbetrag aller Ansprüche aus der bankmäßigen Geschäfts-verbindung (Deckungsgrenze) entspricht.
(2) Freigabe
Falls der realisierbare Wert aller Sicherheiten die Deckungsgrenze nicht nur vorübergehend übersteigt, hat die Bank auf Verlangen des Kunden Sicherheiten nach ihrer Wahl freizugeben, und zwar in Höhe des die Deckungsgrenze übersteigenden Betrages; sie wird bei der Auswahl der freizugebenden Sicherheiten auf die berechtigten Belange des Kunden und eines dritten Sicherungsgebers, der für die Verbindlichkeiten des Kunden Sicherheiten bestellt hat, Rücksicht nehmen. In diesem Rahmen ist die Bank auch verpflichtet, Aufträge des Kunden über die dem Pfandrecht unterliegenden Werte auszuführen (zum Beispiel Verkauf von Wertpapieren, Auszahlung von Guthaben).
(3) Sondervereinbarungen
Ist für eine bestimmte Sicherheit ein anderer Bewertungs-maßstab als der realisierbare Wert, eine andere Deckungs-grenze oder eine andere Grenze für die Freigabe von Sicherheiten vereinbart, so sind diese maßgeblich.
19. Verwertung von Sicherheiten
(1) Wahlrecht der Bank
Wenn die Bank verwertet, hat sie unter mehreren Sicherheiten die Wahl. Sie wird bei der Verwertung und bei der Auswahl der zu verwertenden Sicherheiten auf die berechtigten Belange des Kunden und eines dritten Sicherungsgebers, der für die Verbindlichkeiten eines Kunden Sicherheiten bestellt hat, Rücksicht nehmen.
(2) Verwertungsverfahren, Verwertung von Wert-papieren
Kommt der Kunde seinen Verbindlichkeiten bei Fälligkeit nicht nach, darf die Bank die Sicherheiten gemäß den gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere dem Luxem-burger Gesetz vom 5. August 2005 über Finanzgarantie-verträge, verwerten. Wenn die Sicherheit in Wertpapieren besteht, die an einer Börse notiert sind oder für die am geregelten Markt Preise festgelegt werden, kann die Bank sich diese Wertpapiere unter anderem zu einem angemessenen Preis, der durch einen von ihr bestimmten unabhängigen Wirtschaftprüfer („reviseur indépendent“) bestimmt wurde, aneignen oder sie an der Börse zum geltenden Preis verkaufen lassen.
(3) Verwertung von Ansprüchen
Wenn die Sicherheit in Ansprüchen des Kunden gegen die Bank besteht, kann die Bank ihre Ansprüche gegen die Ansprüche des Kunden aufrechnen.
Kündigung
20. Kündigungsrechte des Kunden
(1) Jederzeitiges Kündigungsrecht
Der Kunde kann die gesamte Geschäftsverbindung oder einzelne Geschäftsbeziehungen, für die weder eine Laufzeit noch eine abweichende Kündigungsregelung vereinbart ist, jederzeit ohne Einhaltung einer Kündigungs-frist kündigen.
(2) Kündigung aus wichtigem Grund
Ist für eine Geschäftsbeziehung eine Laufzeit oder eine abweichende Kündigungsregelung vereinbart, kann eine fristlose Kündigung nur dann ausgesprochen werden, wenn hierfür ein wichtiger Grund vorliegt, der es dem Kunden, auch unter angemessener Berücksichtigung der berech-tigten Belange der Bank, unzumutbar werden lässt, die Geschäftsbeziehung fortzusetzen.
21. Kündigungsrechte der Bank
(1) Kündigung unter Einhaltung einer Kündigungsfrist
Die Bank kann die gesamte Geschäftsverbindung oder einzelne Geschäftsbeziehungen, für die weder eine Laufzeit noch eine abweichende Kündigungsregelung vereinbart ist, jederzeit unter Einhaltung einer ange-messenen Kündigungsfrist kündigen. Bei der Bemessung der Kündigungsfrist wird die Bank auf die berechtigten Belange des Kunden Rücksicht nehmen. Für die Kündigung eines Zahlungsdiensterahmenvertrages (z. B. laufendes Konto oder Kartenvertrag) und eines Depots beträgt die Kündigungsfrist mindestens zwei Monate.
(2) Kündigung unbefristeter Kredite
Kredite und Kreditzusagen, für die weder eine Laufzeit noch eine abweichende Kündigungsregelung vereinbart ist,
kann die Bank jederzeit ohne Einhaltung einer Kündigungs- 
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frist kündigen. Die Bank wird bei der Ausübung dieses Kündigungsrechts auf die berechtigten Belange des Kunden Rücksicht nehmen. Soweit nach Luxemburger Recht Sonderregelungen für die Kündigung eines Verbraucherdarlehensvertrages existieren, kann die Bank nur nach Maßgabe dieser Regelungen kündigen.
(3) Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist
Eine fristlose Kündigung der gesamten Geschäftsverbin-dung oder einzelner Geschäftsbeziehungen ist zulässig, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, der der Bank deren Fortsetzung auch unter Berücksichtigung der berechtigten Belange des Kunden unzumutbar werden lässt. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor,
• wenn der Kunde unrichtige Angaben über seine Vermö-gensverhältnisse gemacht hat, die für die Entscheidung der Bank über eine Kreditgewährung oder über andere mit Risiken für die Bank verbundene Geschäfte (z. B. Aushändigung einer Zahlungskarte) von erheblicher Bedeutung waren, oder
• wenn eine wesentliche Verschlechterung der Vermögens-verhältnisse des Kunden oder der Werthaltigkeit einer Sicherheit eintritt oder einzutreten droht und dadurch die Rückzahlung des Darlehens oder die Erfüllung einer sonstigen Verbindlichkeit gegenüber der Bank -auch unter Verwertung einer hierfür bestehenden Sicherheit- gefährdet ist, oder
• wenn der Kunde seiner Verpflichtung zur Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten nach Nummer 15 dieser Geschäftsbedingungen oder aufgrund einer sonstigen Vereinbarung nicht innerhalb der von der Bank gesetzten angemessenen Frist nachkommt.
Besteht der wichtige Grund in der Verletzung einer vertraglichen Pflicht, ist die Kündigung erst nach erfolg-losem Ablauf einer zur Abhilfe bestimmten angemessenen Frist oder nach erfolgloser Abmahnung zulässig, es sei denn, dies ist wegen der Besonderheiten des Einzelfalles entbehrlich.
(4) Kündigung von Verbraucherdarlehensverträgen bei Verzug
Soweit nach Luxemburger Recht Sonderregelungen für die Kündigung wegen Verzuges mit der Rückzahlung eines Verbraucherdarlehensvertrages existieren, kann die Bank nur nach Maßgabe dieser Regelungen kündigen.
(5) Abwicklung nach einer Kündigung
Im Falle einer Kündigung ohne Kündigungsfrist wird die Bank dem Kunden für die Abwicklung (insbesondere für die Rückzahlung eines Kredits) eine angemessene Frist einräumen, soweit nicht eine sofortige Erledigung erforder-lich ist. Die Rechte der Bank gemäß den in Nr. 4 dieser Geschäftsbedingungen enthaltenen Bestimmungen bleiben hiervon unberührt.
Schutz der Einlagen
22. Einlagensicherungsfonds
(1) Schutzumfang
Die Bank ist dem Einlagensicherungsfonds des Bundes-verbandes deutscher Banken e. V. angeschlossen. Der Einlagensicherungsfonds sichert alle Verbindlichkeiten, die in der Bilanzposition „Verbindlichkeiten gegenüber Kunden“ auszuweisen sind. Hierzu zählen Sicht-, Termin- und Spar´-einlagen einschließlich der auf den Namen lautenden Spar-briefe.
Die Sicherungsgrenze je Gläubiger beträgt bis zum 31. Dezember 2014 30 %, bis zum 31. Dezember 2019 20 %, bis 31. Dezember 2024 15 % und ab dem 1. Januar 2025 8,75 % des für die Einlagensicherung maßgeblichen haftenden Eigenkapitals der Bank.
Für Einlagen, die nach dem 31. Dezember 2011 begründet oder prolongiert werden, gelten, unabhängig vom Zeitpunkt der Begründung der Einlage, die jeweils neuen Sicherungs-grenzen ab den vorgenannten Stichtagen. Für Einlagen, die vor dem 31. Dezember 2011 begründet wurden, gelten die alten Sicherungsgrenzen bis zur Fälligkeit der Einlage oder bis zum nächstmöglichen Kündigungstermin. Diese Siche-rungsgrenze wird dem Kunden von der Bank auf Verlangen bekannt gegeben. Sie kann auch im Internet unter www.bankenverband.de abgefragt werden. Sofern es sich bei der Bank um eine Zweigniederlassung eines Instituts aus einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes handelt, erbringt der Einlagensicherungsfonds Entschädi-gungsleistungen nur, wenn und soweit die Guthaben die Sicherungsgrenze der Heimatlandeinlagensicherung über-steigen. Der Umfang der Heimatlandeinlagensicherung kann im Internet auf der Webseite der jeweils zuständigen Sicherungseinrichtung abgefragt werden, deren Adresse dem Kunden auf Verlangen von der Bank mitgeteilt wird. 
(2) Ausnahmen vom Einlegerschutz
Nicht geschützt sind Forderungen, über die die Bank Inhaberpapiere ausgestellt hat, wie z.B. Inhaberschuld-verschreibungen und Inhabereinlagenzertifikate, sowie Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten.
(3) Ergänzende Geltung des Statuts des Einlagen-sicherungsfonds
Wegen weiterer Einzelheiten des Sicherungsumfanges wird auf § 6 des Statuts des Einlagensicherungsfonds ver-wiesen, das auf Verlangen zur Verfügung gestellt wird.
(4) Forderungsübergang
Soweit der Einlagensicherungsfonds oder ein von ihm Beauftragter Zahlungen an einen Kunden leistet, gehen dessen Forderungen gegen die Bank in entsprechender Höhe mit allen Nebenrechten Zug um Zug auf den Einlagensicherungsfonds über.
(5) Auskunftserteilung
Die Bank ist befugt, dem Einlagensicherungsfonds oder einem von ihm Beauftragten alle in diesem Zusammenhang erforderlichen Auskünfte zu erteilen und Unterlagen zur Verfügung zu stellen.
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Sonderbedingungen für Wertpapiergeschäfte
Diese Sonderbedingungen gelten für den Kauf oder Verkauf sowie für die Verwahrung von Wertpapieren, und zwar auch dann, wenn die Rechte nicht in Urkunden verbrieft sind (nachstehend: „Wertpapiere“).
Geschäfte in Wertpapieren
1. Formen des Wertpapiergeschäfts
(1) Kommissions- / Festpreisgeschäfte
Bank und Kunde schließen Wertpapiergeschäfte in Form von Kommissionsgeschäften (2) oder Festpreisgeschäften (3) ab.
(2) Kommissionsgeschäfte
Führt die Bank Aufträge ihres Kunden zum Kauf oder Verkauf von Wertpapieren als Kommissionärin aus, schließt sie für Rechnung des Kunden mit einem anderen Markt-teilnehmer oder einer Zentralen Gegenpartei ein Kauf oder Verkaufsgeschäft (Ausführungsgeschäft) ab, oder sie beauftragt einen anderen Kommissionär (Zwischen-kommissionär), ein Ausführungsgeschäft abzuschließen. Im Rahmen des elektronischen Handels an einer Börse kann der Auftrag des Kunden auch gegen die Bank oder den Zwischenkommissionär unmittelbar ausgeführt werden, wenn die Bedingungen des Börsenhandels dies zulassen.
(3) Festpreisgeschäfte
Vereinbaren Bank und Kunde miteinander für das einzelne Geschäft einen festen oder bestimmbaren Preis (Festpreis-geschäft), so kommt ein Kaufvertrag zustande; dement-sprechend übernimmt die Bank vom Kunden die Wertpapiere als Käuferin, oder sie liefert die Wertpapiere an ihn als Verkäuferin. Die Bank berechnet dem Kunden den vereinbarten Preis, bei verzinslichen Schuldver-schreibungen zuzüglich aufgelaufener Zinsen (Stück-zinsen).
2. Ausführungsgrundsätze für Wertpapiergeschäfte
Die Bank führt Wertpapiergeschäfte nach ihren jeweils geltenden Ausführungsgrundsätzen aus. Die Ausführungs-grundsätze sind Bestandteil der Sonderbedingungen. Die Bank ist berechtigt, die Ausführungsgrundsätze ent-sprechend den aufsichtsrechtlichen Vorgaben zu ändern. Über die Änderungen der Ausführungsgrundsätze wird die Bank den Kunden jeweils informieren.
Besondere Regelungen für das Kommissions-geschäft
3. Usancen / Unterrichtung / Preis
(1) Geltung von Rechtsvorschriften / Usancen / Geschäftsbedingungen
Die Ausführungsgeschäfte unterliegen den für den Wertpapierhandel am Ausführungsplatz geltenden Rechts-vorschriften und Geschäftsbedingungen (Usancen); daneben gelten die Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Vertragspartners der Bank.
(2) Unterrichtung
Über die Ausführung des Auftrags wird die Bank den Kunden unverzüglich unterrichten. Wurde der Auftrag des Kunden im elektronischen Handel an einer Börse gegen die Bank oder den Zwischenkommissionär unmittelbar ausgeführt, bedarf es keiner gesonderten Benachrich-tigung.
(3) Preis des Ausführungsgeschäfts / Entgelt / Aus-lagen
Die Bank rechnet gegenüber dem Kunden den Preis des Ausführungsgeschäfts ab; sie ist berechtigt, ihr Entgelt und ihre Auslagen einschließlich fremder Kosten in Rechnung zu stellen.
4. Erfordernis eines ausreichenden Kontogut-habens / Depotbestandes
Die Bank ist zur Ausführung von Aufträgen oder zur Ausübung von Bezugsrechten nur insoweit verpflichtet, als das Guthaben des Kunden, ein für Wertpapiergeschäfte nutzbarer Kredit oder der Depotbestand des Kunden zur Ausführung ausreicht. Führt die Bank den Auftrag ganz oder teilweise nicht aus, so wird sie den Kunden unverzüglich unterrichten.
5. Festsetzung von Preisgrenzen
Der Kunde kann der Bank bei der Erteilung von Aufträgen Preisgrenzen für das Ausführungsgeschäft vorgeben (preislich limitierte Aufträge).
6. Gültigkeitsdauer von unbefristeten Kunden-aufträgen
(1) Preislich unlimitierte Aufträge
Ein preislich unlimitierter Auftrag gilt entsprechend den Ausführungsgrundsätzen (Nr. 2) nur für einen Handelstag; ist der Auftrag für eine gleichtägige Ausführung nicht so rechtzeitig eingegangen, dass seine Berücksichtigung im Rahmen des ordnungsgemäßen Arbeitsablaufs möglich ist, so wird er für den nächsten Handelstag vorgemerkt. Wird der Auftrag nicht ausgeführt, so wird die Bank den Kunden hiervon unverzüglich benachrichtigen.
(2) Preislich limitierte Aufträge
Ein preislich limitierter Auftrag ist bis zum letzten Handelstag des laufenden Monats gültig (Monats-Ultimo). Ein am letzten Handelstag eines Monats eingehender Auftrag wird, sofern er nicht am selben Tag ausgeführt wird, entsprechend den Ausführungsgrundsätzen (Nr. 2) für den nächsten Monat vorgemerkt. Die Bank wird den Kunden über die Gültigkeitsdauer seines Auftrags unverzüglich unterrichten.
7. Gültigkeitsdauer von Aufträgen zum Kauf oder Verkauf von Bezugsrechten
Preislich unlimitierte Aufträge zum Kauf oder Verkauf von Bezugsrechten, die im Großherzogtum Luxemburg oder in der Bundesrepublik Deutschland gehandelt werden, sind für die Dauer des Bezugsrechtshandels gültig. Preislich limitierte Aufträge zum Kauf oder Verkauf von derartigen Bezugsrechten erlöschen mit Ablauf des vorletzten Tages des Bezugsrechtshandels. Die Gültigkeitsdauer von Aufträgen zum Kauf oder Verkauf sonstiger ausländischer Bezugsrechte bestimmt sich nach den maßgeblichen ausländischen Usancen. Für die Behandlung von
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Bezugsrechten, die am letzten Tag des Bezugsrechts-handels zum Depotbestand des Kunden gehören, gilt Nr. 15 Abs. 1.
8. Erlöschen laufender Aufträge
(1) Dividendenzahlungen, sonstige Ausschüttungen, Einräumung von Bezugsrechten, Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln
Preislich limitierte Aufträge zum Kauf oder Verkauf von Aktien an deutschen Ausführungsplätzen erlöschen bei Dividendenzahlung, sonstigen Ausschüttungen, der Einräumung von Bezugsrechten oder einer Kapital-erhöhung aus Gesellschaftsmitteln mit Ablauf des Handelstages, an dem die Aktien letztmalig einschließlich der vorgenannten Rechte gehandelt werden, sofern die jeweiligen Regelungen des Ausführungsplatzes ein Erlöschen vorsehen. Bei Veränderung der Einzahlungs-quote teileingezahlter Aktien oder des Nennwertes von Aktien und im Falle des Aktiensplittings erlöschen preislich limitierte Aufträge mit Ablauf des Handelstages vor dem Tag, an dem die Aktien mit erhöhter Einzahlungsquote bzw. mit dem veränderten Nennwert bzw. gesplittet notiert werden.
(2) Kursaussetzung
Wenn an einem deutschen Ausführungsplatz die Preis-feststellung wegen besonderer Umstände im Bereich des Emittenten unterbleibt (Kursaussetzung), erlöschen sämtliche an diesem Ausführungsplatz auszuführenden Kundenaufträge für die betreffenden Wertpapiere, sofern die Bedingungen des Ausführungsplatzes dies vorsehen.
(3) Ausführung von Kundenaufträgen an sonstigen ausländischen Ausführungsplätzen oder an der Luxemburger Börse
Bei der Ausführung von Kundenaufträgen an sonstigen ausländischen Ausführungsplätzen oder an der Luxem-burger Börse gelten die jeweils maßgeblichen Usancen.
(4) Benachrichtigung
Von dem Erlöschen eines Kundenauftrags wird die Bank den Kunden unverzüglich benachrichtigen.
9. Haftung der Bank bei Kommissionsgeschäften
Die Bank haftet für die ordnungsgemäße Erfüllung des Ausführungsgeschäfts durch ihren Vertragspartner oder den Vertragspartner des Zwischenkommissionärs. Bis zum Abschluss eines Ausführungsgeschäfts haftet die Bank bei der Beauftragung eines Zwischenkommissionärs nur für dessen sorgfältige Auswahl und Unterweisung.
Erfüllung der Wertpapiergeschäfte
10. Erfüllung im Großherzogtum Luxemburg als Regelfall
Die Bank erfüllt Wertpapiergeschäfte im Großherzogtum Luxemburg, soweit nicht die nachfolgenden Bedingungen oder eine anderweitige Vereinbarung die Anschaffung außerhalb des Großherzogtums Luxemburg vorsehen.
11. Anschaffung im Großherzogtum Luxemburg
Bei der Erfüllung im Großherzogtum Luxemburg verschafft die Bank dem Kunden, sofern die Wertpapiere sammel-verwahrt werden, Miteigentum an diesem Sammelbestand. Soweit Wertpapiere nicht sammelverwahrt werden, wird dem Kunden Alleineigentum an den Wertpapieren ver-schafft. Diese Wertpapiere verwahrt die Bank für den Kunden gesondert von ihren eigenen Beständen und von denen Dritter.
12. Anschaffung außerhalb des Großherzogtums Luxemburg
(1) Anschaffungsvereinbarung
Die Bank schafft Wertpapiere außerhalb des Großherzogtums Luxemburg an, wenn
• sie als Kommissionärin Kaufaufträge in in- oder aus-ländischen Wertpapieren außerhalb des Großherzogtums Luxemburg ausführt, oder
• sie dem Kunden im Wege eines Festpreisgeschäftes ausländische Wertpapiere verkauft, die im Großherzogtum Luxemburg weder börslich noch außerbörslich gehandelt werden oder
• sie als Kommissionärin Kaufaufträge in ausländischen Wertpapieren ausführt oder dem Kunden ausländische Wertpapiere im Wege eines Festpreisgeschäftes verkauft, die zwar im Großherzogtum Luxemburg börslich oder außerbörslich gehandelt, üblicherweise aber außerhalb des Großherzogtums Luxemburg angeschafft werden.
(2) Einschaltung von Zwischenverwahrern
Die Bank wird die im Ausland angeschafften Wertpapiere im Ausland verwahren lassen. Hiermit wird sie einen anderen in oder ausländischen Verwahrer (z. B. Clear-stream Banking AG) beauftragen. Die Verwahrung der Wertpapiere unterliegt den Rechtsvorschriften und Usancen des Verwahrungsorts und den für den oder die ausländischen Verwahrer geltenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen.
(3) Gutschrift in Wertpapierrechnung
Die Bank wird sich nach pflichtgemäßem Ermessen unter Wahrung der Interessen des Kunden das Eigentum oder Miteigentum an den Wertpapieren oder eine andere im Lagerland übliche, gleichwertige Rechtsstellung ver-schaffen und diese Rechtsstellung treuhänderisch für den Kunden halten. Hierüber erteilt sie dem Kunden Gutschrift in Wertpapierrechnung (WR-Gutschrift) unter Angabe des ausländischen Staates, in dem sich die Wertpapiere befinden (Lagerland).
(4) Deckungsbestand
Die Bank braucht die Auslieferungsansprüche des Kunden aus der ihm erteilten WR-Gutschrift nur aus dem von ihr in dem jeweiligen Land unterhaltenen Deckungsbestand zu erfüllen. Der Deckungsbestand besteht aus den im Lagerland für die Kunden und für die Bank verwahrten Wertpapieren derselben Gattung. Ein Kunde, dem eine WR-Gutschrift erteilt worden ist, trägt daher anteilig alle wirtschaftlichen und rechtlichen Nachteile und Schäden, die den Deckungsbestand als Folge von höherer Gewalt, Aufruhr, Kriegs- und Naturereignissen oder durch sonstige von der Bank nicht zu vertretende Zugriffe Dritter im Ausland oder im Zusammenhang mit Verfügungen von hoher Hand des In- oder Auslands treffen sollten.
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(5) Behandlung der Gegenleistung
Hat ein Kunde nach Absatz 4 Nachteile und Schäden am Deckungsbestand zu tragen, so ist die Bank nicht verpflichtet, dem Kunden den Kaufpreis zurückzuerstatten.
Die Dienstleistungen im Rahmen der Verwahrung
13. Depotauszug
Die Bank erteilt mindestens einmal jährlich einen Depotauszug.
14. Einlösung von Wertpapieren / Bogenerneuerung
(1) Im Großherzogtum Luxemburg oder in der Bundes-republik Deutschland verwahrte Wertpapiere
Bei im Großherzogtum Luxemburg oder in der Bundesrepublik Deutschland verwahrten Wertpapieren sorgt die Bank für die Einlösung von Zins, Gewinnanteil und Ertragscheinen sowie von rückzahlbaren Wertpapieren bei deren Fälligkeit. Der Gegenwert von Zins, Gewinnanteil und Ertragscheinen sowie von fälligen Wertpapieren jeder Art wird unter dem Vorbehalt gutgeschrieben, dass die Bank den Betrag erhält, und zwar auch dann, wenn die Papiere bei der Bank selbst zahlbar sind. Die Bank besorgt neue Zins, Gewinnanteil und Ertragscheinbogen (Bogenerneue-rung).
(2) In anderen Ländern verwahrte Wertpapiere
Diese Pflichten obliegen bei in anderen Ländern verwahrten Wertpapieren dem ausländischen Verwahrer.
(3) Auslosung und Kündigung von Schuldverschrei-bungen
Bei im Großherzogtum Luxemburg verwahrten Schuldver-schreibungen überwacht die Bank den Zeitpunkt der Rückzahlung infolge Auslosung und Kündigung anhand der Veröffentlichungen im „Luxemburger Wort“ und bei in der Bundesrepublik Deutschland verwahrten Wertpapieren anhand der Veröffentlichungen in den „Wertpapier-Mitteilungen“. Bei einer Auslosung von in anderen Ländern verwahrten rückzahlbaren Schuldverschreibungen, die anhand deren Urkundennummern erfolgt (Nummernaus-losung), wird die Bank nach ihrer Wahl den Kunden für die ihm in Wertpapierrechnung gutgeschriebenen Wertpapiere entweder Urkundennummern für die Auslosungszwecke zuordnen oder in einer internen Auslosung die Aufteilung des auf den Deckungsbestand entfallenden Betrages auf die Kunden vornehmen. Diese interne Auslosung wird unter Aufsicht einer neutralen Prüfungsstelle vorgenommen; sie kann stattdessen unter Einsatz einer elektronischen Datenverarbeitungsanlage durchgeführt werden, sofern eine neutrale Auslosung gewährleistet ist.
(4) Einlösung in fremder Währung
Werden Zins, Gewinnanteil und Ertragscheine sowie fällige Wertpapiere in ausländischer Währung oder Rechnungs-einheiten eingelöst, wird die Bank den Einlösungsbetrag auf dem Konto des Kunden in dieser Währung gutschreiben, sofern der Kunde ein Konto in dieser Währung unterhält. Andernfalls wird sie dem Kunden hierüber eine Gutschrift in Euro erteilen, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist.
15. Behandlung von Bezugsrechten / Options-scheinen / Wandelschuldverschreibungen
(1) Bezugsrechte
Über die Einräumung von Bezugsrechten wird die Bank den Kunden benachrichtigen, wenn hierüber eine Bekanntmachung im „Luxemburger Wort“ oder in den „Wertpapier-Mitteilungen“ erschienen ist. Soweit die Bank bis zum Ablauf des vorletzten Tages des Bezugsrechts-handels keine andere Weisung des Kunden erhalten hat, wird sie sämtliche zum Depotbestand des Kunden gehörenden luxemburgischen und deutschen Bezugsrechte bestens verkaufen; sonstige Bezugsrechte darf die Bank gemäß den im Ausland geltenden Usancen bestens verwerten lassen.
(2) Options- und Wandlungsrechte
Über den Verfall von Rechten aus Optionsscheinen oder Wandlungsrechten aus Wandelschuldverschreibungen wird die Bank den Kunden mit der Bitte um Weisung benach-richtigen, wenn auf den Verfalltag im „Luxemburger Wort“ oder in den „Wertpapier-Mitteilungen“ hingewiesen worden ist.
16. Weitergabe von Nachrichten
Werden im „Luxemburger Wort“ oder in den „Wertpapier-Mitteilungen“ Informationen veröffentlicht, die die Wertpapiere des Kunden betreffen, oder werden der Bank solche Informationen vom Emittenten oder von ihrem ausländischen Verwahrer / Zwischenverwahrer übermittelt, so wird die Bank dem Kunden diese Informationen zur Kenntnis geben, soweit sich diese auf die Rechtsposition des Kunden erheblich auswirken können und die Benachrichtigung des Kunden zur Wahrung seiner Interessen erforderlich ist. So wird sie insbesondere Informationen über
• gesetzliche Abfindungs- und Umtauschangebote,
• freiwillige Kauf- und Umtauschangebote,
• Sanierungsverfahren
zur Kenntnis geben. Eine Benachrichtigung kann unter-bleiben, wenn die Information bei der Bank nicht rechtzeitig eingegangen ist oder die vom Kunden zu ergreifenden Maßnahmen wirtschaftlich nicht zu vertreten sind, weil die anfallenden Kosten in einem Missverhältnis zu den möglichen Ansprüchen des Kunden stehen.
17. Prüfungspflicht der Bank
Die Bank prüft anhand der Bekanntmachungen in den „Wertpapier-Mitteilungen“ einmalig bei der Einlieferung von Wertpapierurkunden, ob diese von Verlustmeldungen (Opposition), Zahlungssperren und dergleichen betroffen sind. Die Überprüfung auf Aufgebotsverfahren zur Kraftlos-erklärung von Wertpapierurkunden erfolgt auch nach Einlieferung, sofern die Wertpapiere in der Bundesrepublik Deutschland verwahrt werden.
18. Umtausch sowie Ausbuchung und Vernichtung von Urkunden
(1) Urkundenumtausch
Die Bank darf ohne vorherige Benachrichtigung des Kunden einer im „Luxemburger Wort“ oder in den „Wertpapier-Mitteilungen“ bekannt gemachten Aufforderung zur Einreichung von Wertpapierurkunden Folge leisten, wenn diese Einreichung offensichtlich im Kundeninteresse liegt und damit auch keine Anlageentscheidung verbunden ist (wie z. B. nach der Fusion der Emittentin mit einer anderen Gesellschaft oder bei inhaltlicher Unrichtigkeit der Wertpapierurkunden). Der Kunde wird hierüber unterrichtet.
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(2) Ausbuchung und Vernichtung nach Verlust der Wertpapiereigenschaft
Verlieren die für den Kunden verwahrten Wertpapier-urkunden ihre Wertpapiereigenschaft durch Erlöschen der darin verbrieften Rechte, so können sie zum Zwecke der Vernichtung aus dem Depot des Kunden ausgebucht werden. Im Großherzogtum Luxemburg oder in der Bundesrepublik Deutschland verwahrte Urkunden werden soweit möglich dem Kunden auf Verlangen zur Verfügung gestellt. Der Kunde wird über die Ausbuchung, die Möglichkeit der Auslieferung und die mögliche Vernichtung unterrichtet. Erteilt er keine Weisung, so kann die Bank die Urkunden nach Ablauf einer Frist von zwei Monaten nach Absendung der Mitteilung an den Kunden vernichten.
19. Haftung
(1) Verwahrung im Großherzogtum Luxemburg oder in der Bundesrepublik Deutschland
Bei der Verwahrung von Wertpapieren im Großherzogtum Luxemburg oder in der Bundesrepublik Deutschland haftet die Bank für jedes Verschulden ihrer Mitarbeiter und der Personen, die sie zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen hinzuzieht. Soweit dem Kunden eine GS-Gutschrift erteilt wird, haftet die Bank auch für die Erfüllung der Pflichten der Clearstream Banking.
(2) Verwahrung in anderen Ländern
Bei der Verwahrung von Wertpapieren in sonstigen Ländern beschränkt sich die Haftung der Bank auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung des von ihr beauftragten ausländischen Verwahrers oder Zwischen-verwahrers. Bei einer Zwischenverwahrung durch Clear-stream Banking oder einen anderen luxemburgischen oder deutschen Zwischenverwahrer haftet die Bank für deren Verschulden.
20. Sonstiges
(1) Auskunftsersuchen
Ausländische Wertpapiere, die im Ausland angeschafft oder veräußert werden oder die ein Kunde von der Bank im Großherzogtum Luxemburg oder im Ausland verwahren lässt, unterliegen regelmäßig einer ausländischen Rechts-ordnung. Rechte und Pflichten der Bank oder des Kunden bestimmen sich daher auch nach dieser Rechtsordnung, die auch die Offenlegung des Namens des Kunden vorsehen kann. Die Bank wird entsprechende Auskünfte an ausländische Stellen erteilen, soweit sie hierzu verpflichtet ist; sie wird den Kunden hierüber benachrichtigen. Soweit eine solche rechtliche Verpflichtung besteht, ermächtigt der Kunde die Bank ausdrücklich zur Offenlegung seiner Identität.
(2) Regelungen zur US-Quellensteuer
Es ist der Bank vorbehalten, US Wertpapiere, welche im Auftrag von US Kunden seitens der Bank gekauft oder auf ein von einer solchen Person gehaltenes Konto gebucht werden, sofort zu verkaufen und gegebenenfalls die anfallende Strafsteuer („backup withholding“) einzubehalten und an die US Steuerbehörde (Internal Revenue Service-IRS) abzuführen. Das gleiche Verkaufsrecht ist sowohl bei US Kunden wie bei nicht US Kunden anwendbar, wenn die Einhaltung des QI Vertrages der Bank mit dem IRS nicht gewährleistet wird.
(3) Einlieferung / Überträge
Diese Sonderbedingungen gelten auch, wenn der Kunde der Bank in oder ausländische Wertpapiere zur Ver-wahrung effektiv einliefert oder Depotguthaben von einem anderen Verwahrer übertragen lässt. Verlangt der Kunde die Verwahrung außerhalb des Großherzogtums Luxem-burg oder der Bundesrepublik Deutschland, wird ihm eine WR-Gutschrift nach Maßgabe dieser Sonderbedingungen erteilt.
Sonderbedingungen für Wertpapiergeschäfte
15 / 28
Sonderbedingungen für den Handel in Devisen und Sorten
1. Ausführungsart und Abrechnung
(1) Ausführungsart
Die Bank führt alle Aufträge zum Kauf oder Verkauf von Devisen und Sorten nach ihrer Wahl als Kommissionär durch Selbsteintritt, ohne dass es einer ausdrücklichen Anzeige bedarf, oder als Eigenhändler aus. Abweichungen in der Ausführungsart müssen ausdrücklich vereinbart werden. Kauf und Verkaufsangebote darf die Bank auch teilweise annehmen, wenn sie es im Interesse des Kunden für tunlich hält.
(2) Geltung
Die vorbezeichneten Ausführungsarten gelten unabhängig von der Fassung der Abrechnung oder einer gesonderten Ausführungsanzeige.
(3) Abrechnung
Geschäfte kann die Bank netto abrechnen, soweit nicht der Kunde Bruttoabrechnungen verlangt.
2. Ausführung von Aufträgen; fehlende Deckung
(1) Ausführung von Aufträgen
Die Bank wird Börsenaufträge möglichst am Tag des Eingangs ausführen; bei nicht rechtzeitiger Ausführung haftet sie nur für grobes Verschulden.
(2) Fehlende Deckung
Die Bank darf Ausführungen von Kauf- oder Verkaufsaufträgen ganz oder teilweise unterlassen oder rückgängig machen, wenn das Guthaben des Kunden nicht ausreicht. Aufträge zu Verkäufen darf sie auch dann ausführen, wenn dem Kunden entsprechende Werte bei ihr nicht zur Verfügung stehen.
(3) Einwendungen des Kunden
Einwendungen gegen Abrechnungen und Ausführungs-anzeigen müssen unverzüglich nach Zugang telegraphisch, fernschriftlich, per Telefax oder in den Geschäftsräumen der Bank erhoben werden. Anderenfalls gelten die Abrech-nungen, Anzeigen usw. als genehmigt; die Bank wird bei Abrechnungen, Anzeigen usw. auf diese Folge der Unterlassung rechtzeitiger Einwendung besonders hinweisen. Einwendungen gegen Nichtausführung von Aufträgen sind unverzüglich telegraphisch, fernschriftlich, per Telefax oder in den Geschäftsräumen der Bank nach dem Zeitpunkt zu erheben, an dem die Abrechnung oder Ausführungsanzeige dem Kunden im gewöhnlichen Postlauf hätte zugehen müssen.
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Sonderbedingungen für Edelmetalldepots und Metallkonten
1. Edelmetalldepots
(1) Einzel- und Sammelverwahrung
Die Bank bietet die depotmässige Verwahrung von phy-sischen Edelmetallen in Sammelverwahrung („Edelmetall-sammeldepot“) oder in Einzelverwahrung („Edelmetall-einzeldepot“) an. Eine Verwahrung im Edelmetalleinzel-depot erfolgt nur nach besonderer Vereinbarung zwischen Bank und Depotinhaber.       
(2) Auslieferungsrecht
Der Inhaber eines Edelmetalldepots ist jederzeit berechtigt, die Auslieferung des depotmäßig verwahrten Edelmetalls zu verlangen.
(3) Eigentum
Der Inhaber eines Edelmetalldepots bleibt für die Dauer der Verwahrung durch die Bank sowohl bei  Einzel- wie auch bei Sammelverwahrung Eigentümer der Edelmetalle.
(4) Verwahrung
Die Bank verwahrt die physischen Edelmetalle entweder auschliesslich bei sich (Edelmetalleinzeldepot) oder wahlweise bei sich oder einem geeigneten Drittverwahrer (Edelmetallsammeldepot).
2. Edelmetallsammeldepots
(1) Depotguthaben
Bei Gutschriften auf Edelmetallsammeldepots handelt es sich um Depotguthaben vertretbarer Edelmetalle. Als vertretbar gelten Edelmetalle gleicher Art und Form sowie in üblicher Qualität, die ohne besondere Identifizierungs-merkmale verwahrt werden.
(2) Deckungsbestand
Für die Inhaber von Edelmetallsammeldepots hält die Bank im In- und Ausland bei sich und / oder bei Drittverwahrern unter eigenem Namen ungetrennt von den eigenen Beständen der Bank und denen ihrer anderen Kunden zu jeder Zeit die den Edelmetallsammeldepots entsprechende Menge Edelmetall.
(3) Fungibilität der Edelmetalle
Sammelverwahrte Edelmetalle unterliegen den Bestimmun-gen der großherzoglichen Verordnung vom 18. Dezember 1981 betreffend vertretbare Depots von Edelmetallen (Règlement grand-ducal du 18 décembre 1981 concernant les dépôts fongibles de métaux précieux et modifiant l'article 1er du règlement grand-ducal du 17 février 1971 concernant la circulation de valeurs mobilières).
3. Edelmetalleinzeldepots
(1) Depotguthaben
Bei Gutschriften auf Edelmetalleinzeldepots handelt es sich um Depotguthaben an spezifischen, für den Kunden separat verwahrten und anhand von Barrennummern oder sonstiger Merkmale identifizierbaren Edelmetallen. Edel-metalleinzeldepots unterliegen nicht der in Nr. 2 Absatz 3 erwähnten großherzoglichen Verordnung.
(2) Einzelverwahrung
Für die Inhaber von Edelmetalleinzeldepots hält die Bank im In- und Ausland bei sich die spezifischen, anhand Barrennummer oder sonstigen Merkmalen identifizierbaren Edelmetalle.
 
(3) Geeignete Barrenformate
Eine Verwahrung im Edelmetalleinzeldepot bietet die Bank nur für bestimmte Edelmetallbarrenformate (z.B. Goldstandardbarren) an. Die Bank kann jederzeit eine Einzelverwahrung von solchen Edelmetallbarren ablehnen, die sie für eine Verwahrung im Edelmetalleinzeldepot ungeeignet hält.
4. Metallkonten
(1) Kontoguthaben
Bei Gutschriften auf Metallkonten handelt es sich um Kontoguthaben, die dem Kontoinhaber lediglich einen schuldrechtlichen Anspruch auf Lieferung von Metall gegen die Bank einräumen. Guthaben auf Metallkonten werden nicht verzinst. Metallkonten unterliegen nicht der in Nr. 2 Absatz 3 erwähnten großherzoglichen Verordnung.
(2) Eigentumserwerb
Mit der Lieferung von auf Metallkonten gutgeschriebenen Beständen erwirbt der Kontoinhaber Eigentum an dem gelieferten Metall.
(3) Rücknahme
Der Kontoinhaber kann der Bank seinen Anspruch auf Lieferung von Metall jederzeit zur Rücknahme anbieten. Bei Annahme eines solchen Angebots durch die Bank richtet sich der Rücknahmepreis nach dem am Tage des Order-eingangs gültigen Marktpreis. Mit der dem Kontoinhaber erteilten Gutschrift des Rücknahmepreises erlischt der Anspruch auf Lieferung von Metall.
5. Für Edelmetalldepots und Metallkonten geltende Bestimmungen
(1) Gutschriften
Gutschriften lauten auf Feingewicht bzw. Bruttogewicht (Metallkonto oder  Edelmetalleinzeldepot) oder eine Anzahl handelsüblicher Einheiten  (Edelmetallsammeldepot). Gut-schriften auf einem Edelmetalleinzeldepot enthalten zudem eine Bezeichnung des für den Kunden verwahrten Edel-metallbarrenformats.
(2) Auslieferung
Auslieferung von Edelmetalldepotguthaben bzw. Lieferung von Metallkontoguthaben (beides im Folgenden „Lieferung“ genannt) erfolgt durch die Bank im Falle von:
(a) Edelmetall:
(i) bei Gutschriften auf Metallkonten in international als „gute Lieferung“ anerkannten Barren,
(ii) bei Gutschriften auf Edelmetallsammeldepots
(A) in Barren der jeweils gutgeschriebenen Art bzw.
(B) in handelsüblichen Stücken des jeweils gutgeschrie-benen Münztyps. Anspruch auf Lieferung von Münzen eines bestimmten Jahrganges oder einer bestimmten Prägung besteht nicht,
(iii) bei Gutschriften auf Edelmetalleinzeldepots in Form der spezifischen für den Kunden verwahrten Edelmetall-barren.
(b) anderen Metallen:
in den handelsüblichen Einheiten und Feinheiten.
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Bei Edelmetall wird dem Edelmetalldepot das Feingewicht bzw. Bruttogewicht oder die Stückzahl und bei anderen Metallen dem Metallkonto das Bruttogewicht der so gelieferten Ware belastet. Eine etwaige Differenz zwischen dem gutgeschriebenen und dem effektiv gelieferten Gewicht wird nach Ermessen der Bank mit kleinen Einheiten ausgeglichen oder auf der Grundlage des am Tage der Erstellung der Abrechnung gültigen Marktpreises abgerechnet.
(3) Ort und Zeit der Lieferung
a) Die Lieferung von auf Edelmetalldepot bzw. auf Metallkonto gutgeschriebenem Edelmetall bzw. Metall erfolgt auf Verlangen des Depot- bzw. Kontoinhabers in Luxemburg in den Geschäftsräumen der Lagerstelle.
b) Die Lieferung kann frühestens fünf Bankarbeitstage nach Eingang eines entsprechenden Auftrages des Depot bzw. Kontoinhabers und Zahlung einer Liefergebühr verlangt werden. Erfolgt die Abnahme nicht innerhalb von vier Wochen seit dem Eingang des Auftrages, so ist für die Lieferung ein erneuter Auftrag erforderlich.
c) Auf Wunsch liefert die Bank auf Edelmetalldepot bzw. auf Metallkonto gutgeschriebenes Edelmetall bzw. Metall auch an einem anderen Ort, falls dies nach Meinung der Bank ohne unangemessenen Aufwand durchführbar ist und mit den Gesetzen des betreffenden Lieferungsortes im Einklang steht. Die Lieferung des Edelmetalls bzw. des Metalls an einem anderen Ort als in Luxemburg erfolgt jedoch ausschließlich auf Risiko und Kosten des Depot bzw. Kontoinhabers. Die Bank ist berechtigt, vom Depot bzw. Kontoinhaber die Zahlung eines angemessenen Vorschusses für die Transport- und Versicherungskosten zu verlangen.
d) Die Lieferung unterliegt den zum Zeitpunkt der Lieferung am Lieferungsort gültigen Steuergesetzen.
6. Risikoübernahme
(1) Haftung der Bank
Die Bank haftet für fahrlässig oder vorsätzlich herbei-geführte Schäden an einzel- oder sammelverwahrten Edel-metallen. Bei schuldhaftem Verhalten von mit der Edel-metallsammelverwahrung beauftragten Drittverwahrern haftet die Bank nur für Auswahlverschulden, d.h. soweit der betreffende Drittverwahrer wegen erkennbarer Unzuver-lässigkeit für die Verwahrung von Edelmetallen ungeeignet war.
(2) Versicherung
Die Bank wird die von ihr verwahrten Edelmetalle in angemessener Höhe gegen Risiken wie Feuer, Einbruchs-diebstahl etc. versichern. Die Bank wird Drittverwahrer ebenfalls dazu anhalten, einen entsprechenden Versiche-rungsschutz vorzuhalten. Die Bank trifft jedoch keine Verpflichtung in Bezug auf den durch Drittverwahrer vorgehaltenen Versicherungsschutz.
(3) Risiko des Depotinhabers
Die Inhaber von bei der Bank unterhaltenen Edelmetall-depots tragen alle wirtschaftlichen und rechtlichen Nachteile und Schäden, die den für Edelmetalldepots bei der Bank oder bei Dritten im In- oder Ausland bestehenden Edelmetallbestand als Folge von höherer Gewalt, Krieg, Aufruhr oder ähnlichen Ereignissen oder im Zusammen-hang mit Verfügungen von hoher Hand des In- und Auslandes treffen sollten. Schäden an einem für Edel-metallsammeldepots vorgehaltenen Deckungsbestand tragen die Edelmetallsammeldepotinhaber im Verhältnis ihrer Einlagen in dem betreffenden Edelmetall.
(4) Abtretung von Rechten
Im Falle des völligen oder teilweisen Verlustes des Deckungsbestandes in dem entsprechenden Edelmetall bzw. der Edelmetalle in einem Edelmetalleinzeldepot durch eines der in Nr. 6 Absatz (3) dieser Sonderbedingungen erwähnten Ereignisse wird die Bank dem betreffenden Depotinhaber sämtliche Rechte zum Zwecke der Wieder-erlangung oder des Ersatzes des verloren gegangenen Edelmetalls abtreten.
7. Kosten und Steuern
Zur Deckung der mit Edelmetalldepots bzw. mit Metall-konten verbundenen Kosten der Bank werden jährlich zahlbare Gebühren berechnet, die dem Depot bzw. Konto-inhaber gesondert bekanntgegeben werden. Alle Steuern und Abgaben, die eventuell im Zusammenhang mit Edel-metalldepots bzw. Metallkonten einschließlich einer Liefe-rung von Edelmetallen entstehen, gehen zu Lasten des Depot- bzw. Kontoinhabers.
8. Allgemeine Geschäftsbedingungen
Im Übrigen gelten die Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Bank.
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Sonderbedingungen für Zahlungsdienste
Diese Bedingungen sowie nachfolgend genannte Regelungen finden Anwendung, wenn der Kunde Zahlungsdienste der Bank in Anspruch nimmt. Für das Rechtsverhältnis zwischen Kunde und Bank gelten die Produktverträge (z. B. Kontoeröffnung oder Kreditkarten-antrag), diese Bedingungen, die Produktbedingungen für einzelne Zahlungsdienste (z. B. Kreditkartenbedingungen) sowie ergänzend die Allgemeinen Geschäftsbedingungen. Die Gesamtheit der Kundenverbindung stellt einen Rahmenvertrag im Sinne des Gesetzes vom 10. November 2009 dar. Die jeweiligen Bedingungen gelten unabhängig davon, ob der Kunde mit der Bank einen Zahlungs-diensterahmenvertrag abgeschlossen hat oder einen Zahlungsvorgang im Wege eines Einzelzahlungsvertrages beauftragt.
Im Einzelfall regeln Produktverträge und die jeweils geltenden Produktbedingungen, welche Zahlungsdienste der Kunde in Anspruch nehmen kann. Verfügt er nicht über ein Zahlungskonto, so kann der Kunde gleichwohl einzelne Zahlungsdienstleistungen in Anspruch nehmen. In diesen Fällen kommt ein Einzelzahlungsvertrag mit dem Kunden zustande.
A) Zahlungsdiensterahmenverträge und Ein-zelzahlungsverträge
Diese Regelungen gelten für alle Zahlungsdienste, die der Kunde in Anspruch nimmt.
Grundsätzliche Regelungen
1. Rahmenvertrag
(a) Vertragssprache
Der Vertrag wird in der Sprache dieser Bedingungen abgeschlossen. Die Kommunikation erfolgt in dieser Sprache. Vereinbaren Kunde und Bank für den Vertrags-abschluss und / oder die Kommunikation eine andere Sprache, dann ist die Bank berechtigt, hierfür gesonderte Entgelte zu berechnen.
(b) Dauer
Der Rahmenvertrag wird für unbegrenzte Zeit geschlossen.
(c) Änderungen
Änderungen des Rahmenvertrages werden dem Kunden spätestens zwei Monate vor dem Zeitpunkt ihres Wirksam-werdens in Textform angeboten. Hat der Kunde mit der Bank im Rahmen der Geschäftsbeziehung einen elektro-nischen Kommunikationsweg vereinbart (z. B. Online Banking), können die Änderungen auch auf diesem Wege angeboten werden. Die Zustimmung des Kunden gilt als erteilt, wenn er seine Ablehnung nicht vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen angezeigt hat. Auf diese Genehmigungs-wirkung wird ihn die Bank in ihrem Angebot besonders hinweisen.
(d) Informationen
Der Kunde bestätigt, die vorliegenden, gemäß Artikel 71 des Luxemburger Gesetzes vom 10. November 2009 
erforderlichen vorvertraglichen Informationen in Papierform oder auf einem anderen dauerhaften Datenträger vor Vertragsschluss bekommen zu haben.
Wurde der Rahmenvertrag mittels Fernkommunikations-mitteln geschlossen, erfolgt die Übergabe der Informa-tionen unverzüglich nach Abschluss des Rahmenvertrages.
2. Information über die Ausführung von Zahlungs-vorgängen und bei Vertragsabschluss
(a) Grundregel
Die Bank kann die Informationen über die Ausführung von Zahlungsvorgängen und den Empfang von Zahlungen mit dem Kontoauszug erteilen. Diese wird die Bank dem Kunden mindestens einmal im Monat zusenden. Nutzt der Kunde Online Banking, kann er die im Kontoauszug enthaltenen Informationen auch über diese Dienstleistung abrufen.
Der Kunde kann mit der Bank auch eine andere Art der Bereitstellung der Informationen vereinbaren (z. B. Postab-holervereinbarung).
(b) Informationspflichten gegenüber Kunden, die keine Verbraucher sind
Die Bank ist nicht verpflichtet, gesetzliche Angabe- und Informationspflichten gegenüber Kunden zu erfüllen, die keine Verbraucher sind, da gesetzlich keine zwingende Verpflichtung zur Erfüllung der Angabepflicht gegenüber anderen Personen als Verbrauchern besteht. Davon unberührt bleibt die Pflicht der Bank, im Rahmen der Geschäftsbesorgung für den Kunden die Rechnungs-legungs- und Auskunftspflichten zu erfüllen.
(c) Informationspflichten gegenüber Verbrauchern
Verbraucher im Sinne dieser Bedingungen ist eine natürliche Person, die bei den von diesen Bedingungen erfassten Zahlungsdienstverträgen zu Zwecken handelt, die nicht ihrer gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit zugerechnet werden können. Die Information über die Ausführung von Zahlungsvorgängen erteilt die Bank separat oder mit dem Kontoauszug. Die Bank vereinbart mit dem Kunden die Form und die Art der Übermittlung von Kontoauszügen. Ist keine Vereinbarung getroffen, wird die Bank dem Kunden mindestens einmal im Monat die für ihn relevanten Informationen über seine Zahlungsverkehrs-transaktionen übersenden.
3. Kündigungsrecht des Kunden
Abweichend von Nummer 20 der Allgemeinen Geschäfts-bedingungen kann der Kunde Zahlungsdiensterahmen-verträge ohne Einhaltung einer Frist nur zum Ende eines jeden Kalendermonats kündigen. Teilkündigungen einzel-ner Dienstleistungen innerhalb eines Zahlungsdienste-rahmenvertrages sind nicht zulässig.
Das Recht zur fristlosen Kündigung wegen eines wichtigen Grundes bleibt unberührt.
4. Währung
Alle Zahlungsvorgänge können grundsätzlich in Euro abge-wickelt werden, wenn nicht vor dem einzelnen Zahlungs-vorgang etwas anderes vereinbart wird.
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Entgelte
1. Entgelte
• Die vom Kunden gegenüber der Bank geschuldeten Ent-gelte ergeben sich aus der Übersicht der Leistungsentgelte der Bank.
• Änderungen der Entgelte werden dem Kunden spätestens zwei Monate vor dem Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Kunde mit der Bank im Rahmen der Geschäftsbeziehung einen elektronischen Kommunikationsweg vereinbart (z. B. Online Banking), können die Änderungen auch auf diesem Wege angeboten werden. Die Zustimmung des Kunden gilt als erteilt, wenn er seine Ablehnung nicht vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen angezeigt hat. Auf diese Genehmigungswirkung wird ihn die Bank in ihrem Angebot besonders hinweisen.
• Werden dem Kunden Änderungen der Entgelte angebo-ten, kann er die Geschäftsbeziehung, für die die Änderung gelten soll, vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen auch fristlos und kostenfrei kündigen. Auf dieses Kündigungsrecht wird ihn die Bank in ihrem Angebot besonders hinweisen.
Bei Entgelten und deren Änderung für Zahlungsvorgänge von Kunden, die nicht Verbraucher sind, bleibt es bei den Regelungen in Nr. 14 der Allgemeinen Geschäftsbeding-ungen. Gleiches gilt für Zahlungsaufträge innerhalb Luxemburgs und in andere Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) in Währungen eines Staates au-ßerhalb des EWR sowie bei Überweisungen, bei denen der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers oder der des Zahlers außerhalb der EWR (Drittstaaten) belegen ist.
2. Entgeltabzug vom Gutschriftsbetrag
Die Bank ist berechtigt, ein Entgelt für die Gutschrift eingehender Zahlungen zu berechnen, dieses vom eingegangenen Zahlungsbetrag abzuziehen und nur den entsprechend gekürzten Betrag gutzuschreiben. Die Bank wird den Betrag des Zahlungsvorganges und das Entgelt gesondert ausweisen. Das Entgelt ist der Übersicht der Leistungsentgelte zu entnehmen.
3. Entgelt für eine zusätzliche Unterrichtung
Soweit die Bank die gesetzlich genannten Informationen auf Verlangen des Kunden 
• häufiger als gesetzlich vorgeschrieben oder 
• mithilfe anderer als standardmäßig mit dem Kunden ver-einbarten Kommunikationsmittel erbringt, 
ist die Bank berechtigt, dafür ein angemessenes Entgelt zu erheben.
Dies gilt auch, wenn auf Verlangen des Kunden eine Information erbracht wird, die über die gesetzlichen Informationen hinausgeht.
4. Obergrenze für Entgelte
Die Bank und der Kunde können eine Ausgabenobergrenze für Entgelte im Zusammenhang mit den Zahlungsinstru-menten festlegen.
5. Entgeltpflichtiger
(a) Grundregel
Bei Zahlungsvorgängen, die mit keiner Währungsum-rechnung verbunden sind, tragen Zahlungsempfänger und Zahler jeweils die von ihrem Zahlungsdienstleister
erhobenen Entgelte. Für diese Fälle muss im interna-tionalen Zahlungsverkehr die Weisung „SHARE“ erteilt werden. Der Zahler kann auch die Weisung erteilen, alle Entgelte selbst zu zahlen. Er muss dann als Entgeltweisung „OUR“ geben. Erteilt der Zahler die Entgeltweisung „BEN“, wonach der Zahlungsempfänger alle Entgelte tragen soll, wird die Bank die Entgeltweisung in „SHARE“ umwandeln. Der Zahler trägt auch in diesem Fall die bei der Bank anfallenden Entgelte. Der Zahlbetrag wird ungekürzt an den Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers weiter-geleitet.
(b) Sonderregel für Zahlungsaufträge innerhalb Luxem-burgs und in andere Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) in Währungen eines Staates außerhalb des EWR sowie bei Überweisungen, bei denen der Zahlungsdienstleister des Zahlungsem-pfängers außerhalb der EWR (Drittstaaten) belegen ist
Die am Zahlungsvorgang beteiligten Kreditinstitute sind berechtigt, die jeweils bei Ihnen anfallenden Entgelte vom Zahlungsbetrag abzuziehen. Der Zahler kann folgende Entgeltweisungen erteilen:
Weisung          Erläuterung
OUR            Überweisender trägt alle EntgelteSHARE           Überweisender trägt Entgelte bei seiner Bank und
          Begünstigter trägt die übrigen Entgelte
BEN           Begünstigter trägt alle Entgelte
6. Wechselkurse
Bei Kundengeschäften in fremder Währung (z. B. Zah-lungseingänge und Zahlungsausgänge) legt die Bank für den An- und Verkauf von Devisen, den aktuellen Wechsel-kurs zum Transaktionszeitpunkt zugrunde.
Den An- und Verkauf von Devisen, dessen Ausführung der Bank im Rahmen des ordnungsgemäßen Arbeitsablaufs bis zum Abrechnungstermin nicht mehr möglich ist, rechnet die Bank zu dem nächsten Kurs des nächsten Abrechnungs-termins ab. Der jeweilige Geld- bzw. Briefkurs wird unter Berücksichtigung der zum Abrechnungstermin im inter-nationalen Devisenmarkt für die jeweilige Währung gehandelten Kurse ermittelt.
Bei Zahlungsvorgängen in fremder Währung aus dem Einsatz der Kreditkarte stellt die Bank dem Kunden den Eurobetrag in Rechnung, den die Betreibergesellschaft zur Beschaffung der Fremdwährung der Bank in Rechnung gestellt hat. Möchte der Kunde die Abrechnung überprüfen, muss er sich insofern an die Betreibergesellschaft wenden. 
Geschäftstag, Annahmezeiten und Ausführungs-fristen
1. Geschäftstag
Geschäftstag ist jeder Tag, an dem die an der Ausführung eines Zahlungsvorgangs beteiligten Zahlungsdienstleister den für die Ausführung von Zahlungsvorgängen erforder-lichen Geschäftsbetrieb unterhalten. Die Bank unterhält den für die Ausführung von Zahlungen erforderlichen Geschä-ftsbetrieb an allen Werktagen mit folgenden Ausnahmen:
• Sonnabende,
• 24. und 31. Dezember,
• alle gesetzlichen Feiertage, auch wenn diese auf einen Werktag fallen,
• Werktage, an denen die Bank wegen örtlicher Besonder-heiten (Betriebsversammlung oder andere Gründe) gesch-lossen hat.
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2. Zugang von Zahlungsaufträgen; Annahmeschluss
Der Zugang von Zahlungsaufträgen in papierhafter Form erfolgt durch den Eingang des Auftrags bei der kontoführenden Stelle der Bank. Fällt der Zeitpunkt des Eingangs nicht auf einen Geschäftstag der Bank, so gilt der Zahlungsauftrag erst als am darauf folgenden Geschäftstag zugegangen.
Geht ein Zahlungsauftrag in papierhafter Form später als 13 Uhr bei der Bank ein, so gilt der Zahlungsauftrag im Hinblick auf die Bestimmung der Ausführungsfrist erst als am darauf folgenden Geschäftstag zugegangen.
Der Zugang belegloser Zahlungsaufträge im Online-Banking erfolgt durch Eingang auf dem Online-Server der Bank. Erfolgt der Eingang nach 13 Uhr eines jeden Geschäftstages, so gilt dieser Zahlungsauftrag im Hinblick auf die Ausführungsfristen als am nächsten Geschäftstag zugegangen.
3. Ausführungsfristen
(a) Grundregel
Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der Betrag des Zahlungsauftrages spätestens beim Zahlungsdienst-leister des Zahlungsempfängers wie folgt eingeht:
Zahlungsaufträge in Euro:
Belegloser                   max. 3 Geschäftstage.
Zahlungsauftrag:                  Ab 1. Januar 2012
                           max. ein Geschäftstag.
Beleghafter                  max. 4 Geschäftstage.
Zahlungsauftrag:                  Ab 1. Januar 2012
                           max. zwei Geschäftstage.
Zahlungsaufträge in anderen EWR-Währungen:
Belegloser                  max. 4 Geschäftstage.
Zahlungsauftrag:
Beleghafter                  max. 4 Geschäftstage.
Zahlungsauftrag:
(b) Sonderregel für Zahlungsaufträge innerhalb Luxem-burgs und in andere Staaten des Europäischen Wirt-schaftsraums (EWR) in Währungen eines Staates außerhalb des EWR sowie bei Zahlungsaufträgen, bei denen der Zahlungsdienstleister des Zahlungs-empfängers oder der des Zahlers außerhalb der EWR (Drittstaaten) belegen ist
Zahlungsaufträge werden baldmöglichst bewirkt.
Sonderregel für Zahlungsaufträge innerhalb Luxemburgs und in andere Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) in Wäh-rungen eines Staates außerhalb des EWR sowie bei Zahlungsaufträgen, bei denen der Zahlungs-dienstleister des Zahlungsempfängers außerhalb der EWR (Drittstaaten) belegen ist
Für Zahlungsvorgänge die nicht in EURO oder einer anderen EWR-Währung beauftragt sind und/oder bei denen der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers oder der des Zahlers außerhalb des Europäischen Wirtschafts-raumes belegen ist, finden folgende gesetzliche Rege-lungen Anwendung:
• Die gesetzlich bestehende Verpflichtung, für die Erfüllung von Nebenpflichten kein Entgelt zu erheben, wird abbedungen.
• Der Zahlungsdienstleister ist nicht verpflichtet, einen Zahlungsauftrag auszuführen. Die Gründe für die Ablehnung muss er dem Kunden nicht benennen.
• Die Bank ist berechtigt, für jeden Widerruf eines Zahlungsauftrages ein Entgelt zu erheben.
• Bestreitet der Kunde, dass der Zahlungsvorgang ordnungsgemäß ausgeführt wurde, so trifft ihn dafür die Nachweispflicht.
Finanzielle Nutzungsgrenze
Der Kunde darf Zahlungsvorgänge nur im Rahmen des Kontoguthabens oder eines vorher für das Konto eingeräumten Kredits beauftragen. Auch wenn der Kunde diese Nutzungsgrenze bei seinen Zahlungsaufträgen nicht einhält, ist die Bank berechtigt, den Ersatz der Aufwen-dungen zu verlangen, die aus der Ausführung des Zahlungsauftrags entstehen. Wird durch die Buchung des Betrages aus einem Zahlungsvorgang und / oder der Entgelte im Konto der eingeräumte Kreditbetrag über-schritten oder führt die Buchung zu einem Debitsaldo, ohne dass ein Kredit eingeräumt wurde, so haben die Ausführung der Zahlungsvorgänge weder die Einräumung eines Kredits noch die Erhöhung eines zuvor eingeräumten Kredits zur Folge. Vielmehr entsteht eine geduldete Kontoüberziehung, für die die Bank berechtigt ist, den höheren Zinssatz für geduldete Kontoüberziehungen zu verlangen. Darüber hinaus kann sie dem Kunden für die Ausführung solcher Zahlungsvorgänge ein gesondertes Entgelt in Rechnung stellen.
Leistungen Dritter bzw. Änderungen im tech-nischen/organisatorischen Bereich
1. Externe Dienstleistungen
(a) Vertragstypische Einschaltung Dritter
Bei Dienstleistungen im Zahlungsverkehr werden notwen-digerweise Dritte eingeschaltet, wie z. B. andere Banken für die Ausführung von Zahlungsaufträgen oder SWIFT für die Übermittlung von Nachrichten im Zahlungsverkehr. Die Rechte und Pflichten in Bezug auf die Einschaltung dieser Personen regeln sich nach den jeweiligen vertraglichen Vereinbarungen mit dem Kunden.
(b) Outsourcing
Darüber hinaus ist die Bank auch in anderen Fällen berech-tigt, z. B. für die technische Abwicklung des Zahlungs-verkehrs bei der Bank selbst, externe Dienstleister einzuschalten. Die Bank wird ein solches Unternehmen sorgfältig aussuchen und überwachen. Sie haftet für die Tätigkeit des Unternehmens entsprechend den gesetz-lichen Bestimmungen. Das Unternehmen ist an in der Bank geltende Anweisungen für die Erledigung des Zahlungs-verkehrs gebunden und unterliegt sowohl der Weisungs-befugnis der Bank als auch deren Kontrolle (Innenrevision). Die Bank wird die aufsichtsrechtlichen Vorgaben für die Einschaltung externer Dienstleister beachten. Die Bank wird das von ihr beauftragte Unternehmen und dessen Mitarbeiter verpflichten, die Vertraulichkeit der Kunden-
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daten zu wahren. Die Kundendaten unterliegen dem Bank-geheimnis. Darüber hinaus sind sowohl die Bank als auch das von ihr beauftragte Unternehmen einschließlich deren Mitarbeiter verpflichtet, die datenschutzrechtlichen Bestim-mungen einzuhalten.
Schaltet die Bank ein solches Unternehmen ein, wird sie dies dem Kunden mindestens zwei Monate vorher mitteilen. Die Zustimmung des Kunden gilt als erteilt, wenn er seine Ablehnung nicht innerhalb von zwei Monaten nach Erhalt der Mitteilung der Bank übermittelt.
2. Wesentliche Änderungen der technischen / orga-nisatorischen Abwicklung
Im Hinblick auf die ordnungsgemäße Abwicklung der Zusammenarbeit behält sich die Bank Änderungen im technischen bzw. organisatorischen Bereich vor, die auf einer allgemeinen, handelsüblichen Änderung der tech-nischen Standards, der Vorgaben der Kreditwirtschaft oder der gesetzlichen bzw. aufsichtsbehördlichen Regelungen beruhen. Eine darüber hinausgehende wesentliche tech-nische bzw. organisatorische Änderung, die erhebliche Auswirkungen auf die Rechte und Pflichten des Kunden oder der Bank hat, teilt die Bank dem Kunden mindestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens mit. Die Zustimmung des Kunden gilt als erteilt, wenn er seine Ablehnung nicht innerhalb von zwei Monaten nach Erhalt der Mitteilung angezeigt hat.
Haftungs- und Erstattungsregeln
Bei den nachfolgenden Haftungs- und Erstattungsregeln wird zwischen Zahlungsaufträgen innerhalb Luxemburgs und in andere Staaten des Europäischen Wirtschafts-raumes (EWR) in Euro oder in anderen EWR-Währungen und solchen Zahlungsaufträgen unterschieden, die nicht diese Kriterien erfüllen.
1. Zahlungsaufträge innerhalb Luxemburgs und in andere Staaten des Europäischen Wirtschafts-raumes (EWR) in Euro oder in anderen EWR-Wäh-rungen
Die nachfolgenden Regeln gelten für Zahlungsaufträge innerhalb Luxemburgs und in andere Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) in Euro oder in anderen EWR-Währungen, wobei sich die Haftungsfolgen danach unterscheiden können, ob der Kunde ein Verbraucher ist oder nicht.
 
Erstattungs- und Schadensersatzansprüche des Kun-den:
 
(a) Erstattung bei einer nicht autorisierten Zahlung
Im Falle einer nicht autorisierten Zahlung hat die Bank gegen den Kunden keinen Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, dem Kunden den Zahlungsbetrag unverzüglich zu erstatten und, sofern der Betrag einem Konto des Kunden belastet worden ist, dieses Konto wieder auf den Stand zu bringen, auf dem es sich ohne die Belastung mit der nicht autorisierten Zahlung befunden hätte.
 
(b) Erstattung bei nicht erfolgter oder fehlerhafter Aus-führung eines autorisierten Zahlungsauftrages
Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung eines autorisierten Zahlungsauftrages kann der Kunde von der Bank die unverzügliche und ungekürzte Erstattung des Betrages des Zahlungsauftrages insoweit verlangen, als die Zahlung nicht erfolgt oder fehlerhaft war. Wurde der Betrag dem Konto des Kunden belastet, bringt die Bank dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne den nicht erfolgten oder fehlerhaft ausgeführten Zahlungsvorgang befunden hätte. Soweit vom Zahlungsbetrag von der Bank oder zwischengeschalteten Stellen Entgelte abgezogen worden sein sollten, übermittelt die Bank zugunsten des Zahlungsempfängers unverzüglich den abgezogenen Betrag.
Der Kunde kann über den Absatz 1 hinaus von der Bank die Erstattung derjenigen Entgelte und Zinsen insoweit verlangen, die die Bank ihm im Zusammenhang mit der nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung des Zahlungs-auftrages in Rechnung gestellt oder mit denen sie das Konto des Kunden belastet hat.
Liegt die fehlerhafte Ausführung darin, dass der Zahlungsbetrag beim Zahlungsdienstleister des Zahlungs-empfängers erst nach Ablauf der Ausführungsfrist eingegangen ist (Verspätung), sind die Ansprüche nach den Absätzen 1 und 2 ausgeschlossen. Ist dem Kunden durch die Verspätung ein Schaden entstanden, haftet die Bank nach den folgenden Regeln, und zwar unterschiedlich danach, ob es sich bei dem Kunden um einen Verbraucher handelt oder nicht.
Wurde ein Zahlungsvorgang nicht oder fehlerhaft ausgeführt, wird die Bank auf Verlangen des Kunden den Zahlungsvorgang nachvollziehen und den Kunden über das Ergebnis unterrichten.
(c) Schadensersatzansprüche
Bei nicht erfolgter oder fehlerhafter Ausführung eines autorisierten Zahlungsauftrages oder bei einer nicht autorisierten Zahlung kann der Kunde von der Bank einen Schaden, der nicht bereits von den vorgenannten Erstattungsregeln erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies gilt nicht, wenn die Bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Bank hat hierbei ein Verschulden, das einer von ihr zwischengeschalteten Stelle zur Last fällt, nur dann wie eigenes Verschulden zu vertreten, sofern der Kunde der Einschaltung der zwischengeschalteten Stelle nicht ausdrücklich oder konkludent zugestimmt hat. Dies gilt nicht, wenn die wesentliche Ursache bei einer zwischen-geschalteten Stelle liegt, die der Kunde vorgegeben hat. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.
Die Haftung nach Absatz 1 ist auf 12.500 Euro begrenzt.
(d) Schadensersatzansprüche von Kunden, die keineVerbraucher sind, bei einem nicht erfolgten autori-sierten Zahlungsauftrag, fehlerhaft ausgeführten auto-risierten Zahlungsauftrag oder nicht autorisierten Zahlung
Abweichend von den vorgenannten Erstattungs- und Schadensersatzansprüchen haben Kunden, die keine Verbraucher sind, bei einem nicht erfolgten oder fehlerhaft ausgeführten autorisierten Zahlungsauftrag oder einer nicht autorisierten Zahlung neben etwaigen gesetzlichen Herausgabeansprüchen lediglich Schadensersatzan-sprüche nach Maßgabe folgender Regelungen:
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• Die Bank haftet nur für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.
• Für das Verschulden zwischengeschalteter Stellen, die die Bank in die Abwicklung des Zahlungsauftrages einge-bunden hat, haftet die Bank nicht. In diesen Fällen beschränkt sich die Haftung der Bank auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung der ersten zwischen-geschalteten Stelle (weitergeleiteter Auftrag).
• Ein Schadensersatzspruch des Kunden ist der Höhe nach auf den Zahlungsbetrag zuzüglich der von der Bank in Rechnung gestellten Entgelte und Zinsen begrenzt. Soweit es sich hierbei um die Geltendmachung von Folgeschäden handelt, ist der Anspruch auf höchstens 12.500 Euro je Zahlung / Zahlungsauftrag begrenzt. Diese Haftungs-beschränkungen gelten nicht für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Bank und für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat.
(e) Haftungs- und Einwendungsausschluss
Eine Haftung der Bank nach den Punkten (b) bis (d) ist ausgeschlossen,
• wenn die Bank gegenüber dem Kunden nachweist, dass der Zahlungsbetrag rechtzeitig und ungekürzt beim Zah-lungsdienstleister des Zahlungsempfängers eingegangen ist, oder
• soweit der Zahlungsauftrag in Übereinstimmung mit der vom Kunden angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des Zahlungsempfängers ausgeführt wurde. In diesem Fall kann der Kunde von der Bank jedoch verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten darum bemüht, den Zahlungsbetrag wiederzuerlangen. Für diese Wieder-beschaffung berechnet die Bank das in der Übersicht der Leistungsentgelte ausgewiesene Entgelt.
 
Ansprüche des Kunden nach den vorgenannten Regeln und Einwendungen des Kunden gegen die Bank aufgrund nicht oder fehlerhaft ausgeführter Zahlungsaufträge oder aufgrund nicht autorisierter Zahlungen sind ausge-schlossen, wenn der Kunde die Bank nicht spätestens 13 Monate nach dem Tag der Belastung mit einem nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Zahlungsbetrag hiervon unterrichtet hat. Der Lauf der Frist beginnt nur, wenn die Bank den Kunden über die Belastungsbuchung des Zahlungsbetrages entsprechend dem für Kontoinforma-tionen vereinbarten Weg spätestens innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn der Tag der Unterrichtung maßgeblich. Schadensersatzansprüche kann der Kunde auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war.
 
Ansprüche des Kunden sind auch ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begründenden Umstände
• auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereig-nis beruhen, auf das die Bank keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht hätten vermieden werden können, oder
• von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigeführt wurden.
2. Zahlungsaufträge innerhalb Luxemburgs und in andere Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) in Währungen eines Staates außerhalb des EWR (Drittstaatenwährung) sowie Zahlungsaufträge, bei denen der Zahlungsdienstleister des Zahlungs-empfängers außerhalb der EWR (Drittstaaten) bele-gen ist
Die nachfolgenden Regeln gelten für Zahlungsaufträge innerhalb Luxemburgs und in andere Staaten des Europäischen Wirtschaftsraumes (EWR) in Währungen eines Staates außerhalb des EWR (Drittstaatenwährung) sowie für Zahlungsaufträge, bei denen der Zahlungs-dienstleister des Zahlungsempfängers außerhalb der EWR (Drittstaaten) belegen ist
 
Erstattungs- und Schadensersatzansprüche des Kun-den:
 
(a) Haftung der Bank für eine nicht autorisierte Über-weisungIm Falle eines nicht autorisierten Zahlungsauftrages hat die Bank gegen den Kunden keinen Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, dem Kunden den Zahlungsbetrag unverzüglich zu erstatten und, sofern der Betrag einem Konto des Kunden belastet worden ist, dieses Konto wieder auf den Stand zu bringen, auf dem es sich ohne die Belastung durch den nicht autorisierten Zahlungsbetrag befunden hätte.
Bei sonstigen Schäden, die aus einem nicht autorisierten Zahlungsauftrag resultieren, haftet die Bank für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.
(b) Haftung bei nicht erfolgter oder fehlerhafter Ausfüh-rung eines Zahlungsauftrages
Bei einem nicht erfolgten oder fehlerhaft ausgeführten autorisierten Zahlungsauftrag hat der Kunde neben etwaigen gesetzlichen Herausgabeansprüchen Schadens-ersatzansprüche nach Maßgabe folgender Regelungen:
• Die Bank haftet nur für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.
• Für das Verschulden zwischengeschalteter Stellen haftet die Bank nicht. In diesen Fällen beschränkt sich die Haftung der Bank auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung der ersten zwischengeschalteten Stelle (weitergeleiteter Auftrag).
• Die Haftung der Bank ist auf höchstens 12.500 Euro je Überweisung begrenzt. Diese Haftungsbeschränkung gilt nicht für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Bank und für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat.
 
(c) Haftungs- und Einwendungsausschluss
Ansprüche des Kunden wegen der fehlerhaften Ausfüh-rung eines Zahlungsauftrages bestehen nicht, wenn
• die Überweisung in Übereinstimmung mit der vom Kunden fehlerhaft angegebenen Kundenkennung des Zahlungs-empfängers ausgeführt wurde, oder
• die Bank gegenüber dem Kunden nachweist, dass der Überweisungsbetrag ordnungsgemäß beim Zahlungs-dienstleister des Zahlungsempfängers eingegangen ist.
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Ansprüche des Kunden nach den vorgenannten Regeln und Einwendungen des Kunden gegen die Bank aufgrund nicht oder fehlerhaft ausgeführter Zahlungsaufträge oder aufgrund nicht autorisierter Zahlungsaufträge sind ausgeschlossen, wenn der Kunde die Bank nicht spätes-tens 13 Monate nach dem Tag der Belastung mit einem nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Zahlungs-auftrag hiervon schriftlich unterrichtet hat. Der Lauf der Frist beginnt nur, wenn die Bank den Kunden über die Belas-tungsbuchung des Zahlungsauftrages entsprechend dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg spätestens innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn der Tag der Unterrichtung maßgeblich. Schadensersatzansprüche kann der Kunde auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war.
 
Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begründenden Umstände
• auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereig-nis beruhen, auf das die Bank keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht hätten vermieden werden können, oder
• von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigeführt wurden.
B) Bedingungen für den Überweisungsverkehr
Für die Ausführung von Überweisungsaufträgen von Kunden gelten ergänzend die folgenden Bedingungen.
1. Allgemein
(a) Wesentliche Merkmale der Überweisung einschließ-lich des Dauerauftrags 
Der Kunde kann die Bank beauftragen, durch eine Überweisung Geldbeträge bargeldlos zugunsten eines Zahlungsempfängers an den Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers zu übermitteln. Der Kunde kann die Bank auch beauftragen, jeweils zu einem bestimmten wiederkehrenden Termin einen gleich bleibenden Geldbetrag an das gleiche Konto des Zahlungsempfängers zu überweisen (Dauerauftrag).
(b) Kundenkennungen
Die Bank führt Überweisungsaufträge / Daueraufträge anhand der vom Zahlungsdienstnutzer angegebenen Kundenkennungen durch. Der Kunde hat seine Kunden-kennung (Kontonummer des Kunden und Bankleitzahl der Bank oder seine IBAN) und die Kundenkennung des Zahlungsempfängers (Kontonummer des Zahlungs-empfängers und Bankleitzahl des Zahlungsdienstleisters des Empfängers oder IBAN des Zahlungsempfängers und BIC (oder andere Kennung) des Zahlungsdienstleisters des Zahlungsempfängers) zu verwenden.
(c) Erteilung des Überweisungsauftrags und Autorisie-rung
Der Kunde erteilt der Bank einen Überweisungsauftrag mittels eines von der Bank zugelassenen Formulars oder in der mit der Bank anderweitig vereinbarten Art und Weise (zum Beispiel per Online Banking) mit den erforderlichen Angaben.
Der Kunde hat auf Leserlichkeit, Vollständigkeit und Richtigkeit der Angaben zu achten. Unleserliche, unvoll-ständige oder fehlerhafte Angaben können zu Verzöge-rungen und zu Fehlleitungen von Überweisungen führen; daraus können Schäden für den Kunden entstehen. Bei unleserlichen, unvollständigen oder fehlerhaften Angaben kann die Bank die Ausführung ablehnen. Hält der Kunde bei der Ausführung der Überweisung besondere Eile für nötig, hat er dies der Bank gesondert mitzuteilen. Bei formularmäßig erteilten Überweisungen muss dies außerhalb des Formulars erfolgen, falls das Formular selbst keine entsprechende Angabe vorsieht.
Der Kunde autorisiert den Überweisungsauftrag durch Unterschrift oder in der anderweitig mit der Bank vereinbarten Art und Weise (zum Beispiel per Online-Banking-PIN/TAN).
Auf Verlangen des Kunden teilt die Bank vor Ausführung eines einzelnen Überweisungsauftrags die maximale Ausführungsfrist für diesen Zahlungsvorgang sowie die in Rechnung zu stellenden Entgelte und gegebenenfalls deren Aufschlüsselung mit.
(d) Zugang des Überweisungsauftrags bei der Bank
Es gelten die obigen Regeln über Geschäftstag und den Zugang von Zahlungsaufträgen.
(e) Widerruf des Überweisungsauftrags
Nach dem Zugang des Überweisungsauftrags bei der Bank kann der Kunde diesen nicht mehr widerrufen. Bis zu diesem Zeitpunkt ist ein Widerruf durch Erklärung gegen-über der Bank möglich.
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Haben Bank und Kunde einen bestimmten Termin für die Ausführung der Überweisung vereinbart, kann der Kunde die Überweisung beziehungsweise den Dauerauftrag bis zum Ende des vor dem vereinbarten Tag liegenden Geschäftstags der Bank widerrufen. Nach dem rechtzei-tigen Zugang des Widerrufs eines Dauerauftrags bei der Bank werden keine weiteren Überweisungen mehr aufgrund des bisherigen Dauerauftrags ausgeführt.
Nach den in Absätzen 1 und 2 genannten Zeitpunkten kann der Überweisungsauftrag nur widerrufen werden, wenn Kunde und Bank dies vereinbart haben. Die Vereinbarung wird wirksam, wenn es der Bank gelingt, die Ausführung zu verhindern oder den Überweisungsbetrag zurück zu erlangen. Für die Bearbeitung eines Widerrufs des Kunden berechnet die Bank das in der Übersicht der Leistungs-entgelte ausgewiesene Entgelt.
(f) Ausführung des Überweisungsauftrags
Die Bank führt den Überweisungsauftrag des Kunden aus, wenn die zur Ausführung erforderlichen Angaben in der vereinbarten Art und Weise vorliegen, dieser vom Kunden autorisiert ist und ein zur Ausführung der Überweisung ausreichendes Guthaben in der Auftragswährung vorhanden oder ein ausreichender Kredit eingeräumt ist (Ausführungsbedingungen). Die Ausführung darf nicht gegen sonstige Rechtsvorschriften verstoßen.
Die Bank und die weiteren an der Ausführung der Überweisung beteiligten Zahlungsdienstleister sind berech-tigt, die Überweisung ausschließlich anhand der vom Kunden angegebenen Kundenkennung des Zahlungs-empfängers auszuführen.
Die Bank unterrichtet den Kunden mindestens einmal monatlich über die Ausführung von Überweisungen auf dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg. Mit Kunden, die keine Verbraucher sind, kann die Art und Weise sowie die zeitliche Folge der Unterrichtung gesondert vereinbart werden.
(g) Ablehnung der Ausführung
Sind die Ausführungsbedingungen nicht erfüllt, kann die Bank die Ausführung des Überweisungsauftrags ablehnen. Hierüber wird die Bank den Kunden unverzüglich unterrichten. Dies kann auch auf dem für Konto-informationen vereinbarten Weg geschehen. Dabei wird die Bank, soweit möglich, die Gründe der Ablehnung sowie die Möglichkeiten angeben, wie Fehler, die zur Ablehnung geführt haben, berichtigt werden können. Das gilt nicht, wenn die Angabe von Gründen gegen sonstige Rechts-vorschriften verstößt.
Ist eine vom Kunden angegebene Kundenkennung für die Bank erkennbar keinem Zahlungsempfänger, keinem Zahlungskonto oder keinem Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers zuzuordnen, wird die Bank dem Kunden hierüber unverzüglich eine Information zur Verfügung stellen und ihm gegebenenfalls den Überwei-sungsbetrag wieder herausgeben.
Für die Unterrichtung über eine berechtigte Ablehnung berechnet die Bank das in der Übersicht der Leistungs-entgelte ausgewiesene Entgelt.
(h) Übermittlung der Überweisungsdaten
Im Rahmen der Ausführung der Überweisung übermittelt die Bank die in der Überweisung enthaltenen Daten (Über-weisungsdaten) unmittelbar oder unter Beteiligung zwischengeschalteter Stellen an den Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers. Der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers kann dem Zahlungsempfänger die Überweisungsdaten, zu denen auch die Kontonummer beziehungsweise Internationale Bankkontonummer (IBAN)
des Zahlers gehört, ganz oder teilweise zur Verfügung stellen.
Bei grenzüberschreitenden Überweisungen und bei Eilüber-weisungen im Inland können die Überweisungsdaten über das Nachrichtenübermittlungssystem Society for Worldwide Interbank Financial Telecommunication (SWIFT) mit Sitz in Belgien an den Zahlungsdienstleister des Zahlungs-empfängers weitergeleitet werden. Aus Gründen der Systemsicherheit speichert SWIFT die Überweisungsdaten vorübergehend in seinen Rechenzentren in der Europäischen Union, in der Schweiz und in den USA.
(i) Anzeige nicht autorisierter oder fehlerhaft ausge-führter Überweisungen
Der Kunde hat die Bank unverzüglich nach Feststellung eines nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Überweisungsauftrags zu unterrichten.
(k) Meldepflichten nach Außenwirtschaftsrecht
Der Kunde hat die jeweils anwendbaren Meldepflichten zu beachten.
2. Überweisungen innerhalb Luxemburgs und in andere Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) in Euro oder in anderen EWR-Währungen
(a) Erforderliche Angaben
Der Kunde muss im Überweisungsauftrag folgende Angaben machen:
• Name des Zahlungsempfängers,
• Kontonummer des Zahlungsempfängers sowie Bankleit-zahl oder Name des Zahlungsdienstleisters des Zahlungs-empfängers
oder
IBAN des Zahlungsempfängers und BIC des Zahlungs-dienstleisters des Zahlungsempfängers,
• Währung,
• Betrag,
• Name des Kunden,
• Kontonummer und Bankleitzahl oder IBAN des Kunden.
(b) Maximale Ausführungsfrist
a) Fristlänge
Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der Überwei-sungsbetrag innerhalb der Ausführungsfrist beim Zahlungs-dienstleister des Zahlungsempfängers eingeht.
b) Beginn der Ausführungsfrist
Die Ausführungsfrist beginnt nach den obigen Regeln über Geschäftstage und den Zugang von Zahlungsaufträgen.
Vereinbaren die Bank und der Kunde, dass die Ausführung der Überweisung an einem bestimmten Tag oder am Ende eines bestimmten Zeitraums oder an dem Tag, an dem der Kunde der Bank den zur Ausführung erforderlichen Geldbetrag in der Auftragswährung zur Verfügung gestellt hat, beginnen soll, so ist der im Auftrag angegebene oder anderweitig vereinbarte Termin für den Beginn der Ausführungsfrist maßgeblich. Fällt der vereinbarte Termin nicht auf einen Geschäftstag der Bank, so beginnt die Ausführungsfrist am darauf folgenden Geschäftstag.
Bei Überweisungsaufträgen in einer vom Konto des Kunden abweichenden Währung beginnt die Ausführungs-frist erst an dem Tag, an dem der Überweisungsbetrag in der Auftragswährung vorliegt.
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3. Überweisungen innerhalb Luxemburgs und in andere Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) in Währungen eines Staates außerhalb des EWR (Drittstaatenwährung) sowie bei Überwei-sungen, bei denen der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers außerhalb der EWR (Dritt-staaten) belegen ist
(a) Erforderliche Angaben
Der Kunde muss für die Ausführung der Überweisung folgende Angaben machen:
• Name des Zahlungsempfängers,
• Internationale Bankkontonummer (IBAN) beziehungswei-se Kontonummer des Zahlungsempfängers,
• Bank-Identifizierungs-Code (BIC); ist der BIC unbekannt, ist bei Überweisungen innerhalb Luxemburgs die Bank-leitzahl und bei Überweisungen in andere Staaten der vollständige Name und die Adresse des Zahlungsdienst-leisters des Zahlungsempfängers anzugeben,
• Zielland,
• Währung,
• Betrag,
• Name des Kunden,
• Kontonummer des Kunden und Bankleitzahl der Bank oder IBAN des Kunden.
(b) Ausführungsfrist
Die Überweisungen werden baldmöglichst bewirkt.
 
 
C. Anwendbares Recht, Gerichtsstand, außer-gerichtliche Streitschlichtung und sonstige Beschwerdemöglichkeit
Auf die Sonderbedingungen findet das Recht des Großherzogtums Luxemburg Anwendung.
Für die Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank besteht für Kunden die Möglichkeit, die Beschwerdestelle bei der Commission de Surveillance du Secteur Financier (CSSF) oder die Abteilung Interne Revision der Bank anzurufen. Näheres regeln die „gesetzlichen Vorschriften, die auf Wunsch zur Verfügung gestellt werden oder im Internet unter www.codeplafi.lu abrufbar sind.
Die Beschwerde ist schriftlich an die Commission de Surveillance du Secteur Financier (CSSF), 110, route d’Arlon in L-2991 Luxemburg oder an Commerzbank AG, Filiale Luxemburg, Abteilung Interne Revision, 25, rue Edward Steichen L-2540 Luxemburg, zu richten.
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Sonderbedingungen für die Postzustellung
1. Geltungsbereich
Diese Sonderbedingungen für die Postzustellung finden Anwendung, wenn der Konto-/Depotinhaber und/oder sein etwaig Bevollmächtigter (beide nachstehend auch „Kunde“ genannt) der Bank den Auftrag zur Postabholung oder zum Terminversand erteilt hat.
2. Leistungsbeschreibung der Bankdienstleistungen Postabholung und Terminversand
(1) Postabholung
Der Kunde beauftragt die Bank, sämtliche für den Kunden bestimmte Anzeigen und Mitteilungen, einschließlich besonderer Mitteilungen zur Abstimmung von Konten und Depots oder sonstige Sendungen beliebigen Inhalts (nach-stehend „Sendungen“ genannt), in den Räumlichkeiten der Bank zu verwahren und die Sendungen dem Kunden in den Räumlichkeiten der Bank zu übergeben (nachstehend „Postabholung“ genannt).
(2) Terminversand
Der Kunde beauftragt die Bank, sämtliche für den Kunden bestimmte Sendungen in den Räumlichkeiten der Bank zu verwahren und dem Kunden die Sendungen per Post– oder  ausschließlich von der Bank frei wählbarer alternati-ver Versandform – in einem von der Bank angebotenen und vom Kunden gewählten Versandrhythmus (z.B. täglich, monatlich, quartalsweise, halbjährlich, jährlich) zuzustellen (nachstehend „Terminversand“ genannt).
3. Postabholung und Terminversand: Risikoüber-nahme, Zugangsfiktion
(1) Risikoübernahme
Den Auftrag des Kunden zur Postabholung oder zum Terminversand zu erfüllen, erfolgt im ausschließlichen Interesse des Kunden. Der Kunde nimmt zur Kenntnis, dass durch die Verwahrung von Sendungen  Risiken entstehen, indem z.B. Übermittlungsfehler bei Auftrags-erteilung durch den Kunden nicht bemerkt werden.
Der Kunde nimmt zur Kenntnis und ist damit einverstanden, dass durch solchermaßen von dem Kunden nicht gewünschte Transaktionen Schäden entstehen können. Der Kunde nimmt zur Kenntnis und ist damit einverstanden, dass insbesondere Irrtümer über Kurs, Art und Bezeichnung von erworbenen/veräußerten Papieren oder anderen Vermögenswerten unentdeckt bleiben und zu Schäden führen können.
Der Kunde nimmt zur Kenntnis und ist damit einverstanden, dass die Risiken, die sich aus solchen und anderen Sachverhalten im Zusammenhang mit dem Auftrag zur Postabholung oder zum Terminversand ergeben sowie alle Schäden (einschließlich der Zunahme von solchen) und Nachteile, die im Zusammenhang mit dem Auftrag zur Postabholung oder zum Terminversand dem Kunden und/oder der Bank entstehen sollten, zu Lasten des Kunden gehen.
Die Bank haftet nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit.
(2) Zugangsfiktion
Der Kunde nimmt zur Kenntnis und ist damit einverstanden, dass die Sendungen dem Kunden mit allen gesetzlichen und vertraglich vereinbarten Folgen am dritten Tag nach der Bereitstellung zur Abholung als zugestellt gelten. Als Tag der Bereitstellung gilt, ohne dass die Bank die tatsäch-liche Bereitstellung zu beweisen hat, jeweils das auf der betreffenden Sendung vermerkte Datum und in Ermange-lung eines solchen Vermerks das Datum der in der Sendung enthaltenen Mitteilung. Im Falle der Speicherung auf elektronischen Datenträgern gilt als Tag der Bereit-stellung das Erstellungsdatum.
4. Sonstige Bedingungen
(1) Die Bank wird einen vom Konto-/Depotbevollmächtigten eingereichten Auftrag betreffend die postalische Zustellung nur unter der Voraussetzung ausführen, dass die vom Konto-/Depotbevollmächtigten angegebene Versand-adresse mit der letzten der Bank gegenüber angegebenen Adresse des Konto-/Depotinhabers übereinstimmt.
(2) Die Bank behält sich das Recht vor, ungeachtet eines Auftrags zur Postabholung oder zum Terminversand, dem Kunden Sendungen – auch einzeln – zuzusenden, sofern sie dies unter Berücksichtigung seiner Interessen für erforderlich hält (z.B. Geschäftsbestätigungen für Finanz-termingeschäfte unmittelbar nach Geschäftsabschluss). Insbesondere ist die Bank berechtigt, dem Kunden einmal jährlich Informationen zu seiner Vermögenssituation zukommen zu lassen (z.B. Erträgnisaufstellung/Aufstellung von Aufwendungen und Erträgen, Vermögensübersicht des Vorjahres sowie ggf. EU-Zinssteuer-Bescheinigung, sons-tige steuerrelevante Dokumente).
(3) Die vorstehende Zugangsfiktion ab Bereitstellung und die Risikoübernahme werden durch die Abholung oder den Versand einzelner Sendungen nicht eingeschränkt.
(4) Die Bank ist ermächtigt, alle Sendungen zu vernichten, die nicht innerhalb von drei Jahren nach ihrer Bereitstellung abgeholt worden sind.
(5) Die Bank ist jederzeit berechtigt, aber zu keiner Zeit verpflichtet, die Annahme des Auftrags zur Postabholung oder zum Terminversand durch eingeschriebenen Brief mit der Maßgabe zu widerrufen, dass der Konto-/Depotinhaber zur Abholung der für ihn bestimmten Sendungen innerhalb von zwei Monaten nach Absendung des Widerrufs ver-pflichtet ist; bei Nichteinhaltung dieser Frist ist die Bank berechtigt, die Sendung je nach Umfang per Post oder alternativer Versandform (Kurier oder ähnliches, bei Kostentragung durch den Konto-/Depotinhaber) an die der Bank zuletzt bekannt gegebene Adresse des Konto-/ Depotinhabers zuzustellen.
5. Allgemeine Geschäftsbedingungen
Ergänzend gelten die Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Bank.
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Sonderbedingungen für die Entgegennahme und Ausführung von Aufträgen per Telefon und Telefax
1. Geltungsbereich
Diese Sonderbedingungen finden Anwendung, wenn der Konto-/Depotinhaber (nachstehend auch „Kunde“ genannt) der Bank den Auftrag zur Entgegennahme und Ausführung von Aufträgen des Kunden per Telefon und Telefax erteilt hat.
2. Leistungsbeschreibung der Bankdienstleistung Entgegennahme und Ausführung von Aufträgen per Telefon und Telefax
Der Kunde wünscht von der Bank im Rahmen der Konto- / Depotbeziehung die Entgegennahme von Aufträgen des Kunden (z.B. Zahlung zu Gunsten Dritter, Kauf und Verkauf von Wertpapieren und Devisen) per Telefon/Telefax.
3. Verzicht auf Sicherheitsmaßnahmen, Risikoauf-klärung, Ausführung von Aufträgen
(1) Verzicht auf Sicherheitsmaßnahmen
Der Kunde nimmt zur Kenntnis und ist damit einverstanden, dass die Bank bei der Entgegennahme von Aufträgen per Telefon/Telefax auf folgende, von der Bank üblicherweise angewendete Sicherheitsmaßnahmen, verzichtet:
• Rückruf des Kunden durch die Bank unter der ihr bekann-ten Telefonnummer,
• nachträgliche schriftliche Auftragsbestätigung durch den Kunden,
• Zusendung einer Ausführungsbestätigung durch die Bank, • gegebenenfalls Stichzahlenvereinbarung.
(2) Risikoaufklärung
Den Auftrag des Kunden zur Entgegennahme und Ausführung von Aufträgen des Kunden per Telefon und Telefax zu erfüllen, steht im ausschließlichen Interesse des Kunden.
Der Kunde nimmt zur Kenntnis, dass durch die Entgegen-nahme von Aufträgen des Kunden per Telefon / Telefax Risiken entstehen. Der Kunde nimmt die nachstehenden Risiken zustimmend in Kauf:
• Telefax: Die Echtheit der Telefaxaufträge kann von der Bank bei Verwendung dieses Übermittlungsmediums nur anhand der bei ihr eingehenden Telefaxausfertigung überprüft werden. Der Originalbeleg steht für Prüfungs-zwecke nicht zur Verfügung.
Daher kann die Bank aus dem Telefax grundsätzlich nicht ersehen, ob ein Auftrag, z.B. durch Aufkleben einer echten Unterschrift aus einer anderen Urkunde – gefälscht oder z.B. durch Änderung der Empfängerangabe – verfälscht wur-de.
Dies ist nur dann möglich, wenn es sich um grobe, auch nach dem Übermittlungsvorgang noch erkennbare Fäl-schungen oder Verfälschungen handelt.
• Telefon: Bei Telefonaufträgen kann es zu Übermittlungs-fehlern, Missverständnissen und Irrtümern kommen.
(3) Ausführung von Aufträgen
Der Kunde nimmt zur Kenntnis und ist damit einverstanden, dass die Bank per Telefax eingehende Aufträge ausführen wird, sofern diese nach ihrem äußeren Anschein mit Unter-schriften versehen sind, die der mit dem Kunden verein-barten Unterschriftsregelung entsprechen, und ein Ver-gleich dieser Unterschriften keine auffallenden Abwei-chungen ergibt. Der Kunde nimmt zustimmend zur Kennt-nis, dass die Bank durch Telefax erteilte Aufträge auch dann ausführen wird, wenn das als Absender bezeichnete Telefaxgerät eine der Bank nicht bekannte Nummer, z. B. bei Versand durch öffentliches Telefaxgerät, oder keine Nummer trägt. Bei Unleserlichkeit des Telefaxauftrages ist die Bank berechtigt, sich mit dem Kunden in Verbindung zu setzen.
4. Sonstige Bedingungen
(1) Die Bank ist jederzeit berechtigt, aber zu keiner Zeit verpflichtet, die Annahme dieses Auftrags mit der Maßgabe zu widerrufen, dass der Kunde Aufträge nur noch schriftlich an die Bank richten kann.
(2) Der Kunde gibt hiermit seine ausdrückliche Einwilligung dazu, dass die Bank den Erhalt von Aufträgen des Kunden per Telefon / Telefax und die Art und Weise ihrer Ausfüh-rung, unabhängig vom zivil- oder handelsrechtlichen Charakter der Aufträge, im Falle einer Auseinandersetzung vor einem Gericht jederzeit durch Zeugenaussagen oder Notizen ihrer Mitarbeiter bzw. Vorlage etwaiger diesbezüg-lich erhaltener Telefaxe oder sonstiger ihr geeignet erscheinender Dokumente und Unterlagen beweisen kann.
5. Haftungsausschluss
Alle Schäden (einschließlich der Zunahme von solchen) und Nachteile, die aus der Ausführung gefälschter oder verfälschter Aufträge entstehen, trägt der Kunde. Dies gilt auch für Schäden und Nachteile, die aus Übermittlungs-fehlern, Missverständnissen und Irrtümern entstehen. Dies gilt nicht, falls die Bank die Kontrolle nicht mit der erforderlichen Sorgfalt vorgenommen hat. Dabei ist die Bank allerdings nur zur Prüfung verpflichtet, ob eine grobe, auch nach dem Übermittlungsvorgang noch erkennbare Fälschung oder Verfälschung vorliegt. Bei Verletzung ihrer Pflichten ist ihr Verschulden anteilig zu berücksichtigen.
6. Allgemeine Geschäftsbedingungen
Ergänzend gelten die Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Bank.
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